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Das Gebiet des Bebauungsplans Nr. 64 liegt südlich der zentralen Ortslage 
von Esterwegen ca. 250 m südlich der Lambertstraße im Bereich eines land-
wirtschaftlichen Weges. Im Westen wird das Gebiet durch die Straße „Mühlen-
berg“ (K 116) begrenzt. Im Osten schließt das Gebiet Teile der Heidbrücker 
Straße (L 30) mit ein.  

Die genaue Abgrenzung des Plangebietes ergibt sich aus der Planzeichnung. 

 

Die vorliegende Planung dient dem Ausbau einer innerörtlichen Verbindungs-
straße zwischen der Kreisstraße 116 im Westen und der Landesstraße 30 im 
Osten. Die geplante Straße soll neben der Funktion als wichtige innerörtliche 
Verbindung zwischen zwei Hauptverkehrsstraßen insbesondere der Entlas-
tung der nördlich verlaufenden Lambertstraße dienen. In den letzten Jahren 
wurde auf dieser Straße eine nicht unwesentliche Zunahme der Verkehrsmen-
gen beobachtet, die die Belastungsgrenzen dieser Anliegerstraße überschrei-
ten.  

Für den überwiegenden Teil der Planung kann auf eine vorhandene, jedoch 
größtenteils unbefestigte Wegetrasse zurückgegriffen werden. Diese muss 
daher ausgebaut werden, wofür zum Teil auch angrenzende Flächen bean-
sprucht werden müssen. Zudem ist in diesem Zuge auch die Realisierung von 
Linksabbiegerspuren auf der L 30 vorgesehen. Bei der Planung handelt es 
sich somit um den Ausbau bereits bestehender Verkehrswege und deren Er-
gänzung.  

Zur Schaffung der planungsrechtlichen Voraussetzungen für die geplante 
Straßentrasse und den Ausbau der L 30 im Einmündungsbereich sollen die 
erforderlichen Flächen daher im Rahmen eines Bebauungsplanes als öffentli-
che Straßenverkehrsfläche festgesetzt werden.  

 

Neben der Berücksichtigung der allgemeinen Belange gem. § 1 Abs. 5 BauGB 
wird mit der vorliegenden Bauleitplanung insbesondere folgendes Ziel verfolgt: 

 Sinnvolle Ergänzung des Straßennetzes von Esterwegen unter Berück-
sichtigung der Belange von Natur und Landschaft sowie der bestehen-
den Nutzungen im Einwirkungsbereich. 

 



Im RROP 2010 für den Landkreis Emsland ist die Heidbrücker Straße (L 30) 
als Hauptverkehrsstraße von regionaler Bedeutung dargestellt. Entlang der 
Straße „Mühlenberg“ (K 116) ist ein regional bedeutsamer Fahrradweg darge-
stellt und für die bestehende Bebauung wurde die Darstellung als vorhandene 
Bebauung bzw. bauleitplanerisch gesicherter Bereich nachrichtlich übernom-
men.  

Der übrige Bereich des Plangebietes ist ohne besondere Darstellung. 

 

Im bisher wirksamen Flächennutzungsplan der Samtgemeinde Nordhümmling 
ist die östliche Teilfläche des Plangebietes (L 30) als Straßenverkehrsfläche 
dargestellt. Die vorhandene Bauzeile beidseitig der K 116 und damit auch der 
westliche Bereich des Plangebietes ist als gemischte Baufläche dargestellt. 
Der übrige Bereich des Plangebietes ist als Fläche für die Landwirtschaft aus-
gewiesen. 

Im gültigen Flächennutzungsplan der Samtgemeinde Nordhümmling sind le-
diglich die Hauptverkehrsstraßen als Straßenverkehrsfläche dargestellt. Die 
übrigen Straßen und Wege sind den Darstellungen der jeweils angrenzenden 
Flächen zugeordnet.  

Mit der vorliegenden Planung soll die L 30 im östlichen Bereich des Plangebie-
tes lediglich aufgeweitet und um Linksabbiegespuren ergänzt werden. Im Üb-
rigen bleibt die Straße als Hauptverkehrsstraße bestehen.  

Die Verbindungsstraße soll als Gemeindestraße realisiert werden und stellt 
keine klassifizierte Hauptverkehrsstraße dar. Die geplante Festsetzung der 
Straßentrasse als öffentliche Straßenverkehrsfläche widerspricht damit nicht 
den Darstellungen des Flächennutzungsplanes. Eine Änderung des Flächen-
nutzungsplanes ist somit nicht erforderlich. 

 

Den östlichen Teil des Plangebietes bildet die Heidbrücker Straße (L 30). Das 
übrige Plangebiet stellt sich größtenteils als Landwirtschaftsweg dar, welcher 
lediglich im östlichen Bereich befestigt ist. Die Wegetrasse wird in weiten Tei-
len von Bäumen begleitet. Die daran angrenzenden Flächen werden überwie-
gend ackerbaulich genutzt. 

Entlang der K 116 im Westen sind die angrenzenden Flächen größtenteils mit 
einer Bauzeile aus Wohngebäuden und einzelnen gewerblichen Nutzungen 
bebaut. Auch angrenzend zur L 30 im Osten des Plangebietes befinden sich 
einzelne, im Außenbereich gelegene Wohngebäude 

 



Entsprechend den Ausführungen in Kap. 1.2 sollen durch den Bebauungsplan 
die planungsrechtlichen Grundlagen für den Bau einer neuen Gemeindestraße 
als Verbindung zwischen der Heidbrücker Straße (L 30) im Osten und der 
Straße „Mühlenberg“ (K 116) im Westen geschaffen werden.  

Die Planung (s. Anlage 1) sieht vor, die Trasse im Bereich eines vorhandenen 
Weges ca. 250 m südlich der Lambertstraße an die L 30 anzubinden. Von dort 
verläuft die Verkehrsfläche im Bereich der bestehenden Wegeparzelle nach 
Westen bzw. Südwesten und bindet innerhalb dieses Weges im weiteren Ver-
lauf an die K 116 an.  

Bei der geplanten Straßentrasse handelt es sich, wie beschrieben, um eine 
innerörtliche Verbindungsstraße, welche die weiter nördlich verlaufende Lam-
bertstraße ergänzen bzw. entlasten soll. Für die Straße kann im Wesentlichen 
auf eine bereits vorhandene Wegeparzelle zurückgegriffen werden. Angren-
zende Flächen müssen lediglich in geringem Umfang in Anspruch genommen 
werden. 

In Bezug auf die Heidbrücker Straße (L 30) bindet die geplante Straßentrasse 
außerhalb der Ortslage an die Landesstraße an. 

Nördlich der Straßentrasse soll zukünftig ein Wohngebiet ausgewiesen wer-
den. Aus diesem Grund wurden durch die Ingenieurgemeinschaft Schubert, 
Hannover, aufbauend auf Verkehrszählungen vom 6.4.2017, Prognosebelas-
tungen an den Anschlussknoten (K 116 und L 30) und für die Planstraße ab-
geschätzt sowie die Leistungsfähigkeit der Verkehrsströme überprüft (Gut-
achterliche Stellungnahme zur Erschließung, s. Anlage 2). 

Für die Planstraße wird eine Verkehrsbelastung von rd. 740 Kfz/Tag prognos-
tiziert, welche sich aus dem erwarteten Anliegerverkehr des geplanten Wohn-
gebietes und dem Verlagerungspotenzial von der Lambertstraße zusammen-
setzt. Für die L 30 werden eine Verkehrsbelastung von bis zu 6.900 Kfz/Tag 
und für die K 116 von rd. 3.300 Kfz/Tag erwartet. Für die L 30 werden dabei, 
neben Verkehrszunahmen, die sich durch die allgemeine Bevölkerungs- und 
Mobilitätsentwicklung ergeben, auch andere Strukturmaßnahmen im Umfeld 
und dadurch ein Prognosezuschlag von rd. 10 % berücksichtigt.  

Unter diesen Bedingungen zeigt die Überprüfung der Leistungsfähigkeit der 
Verkehrsströme, dass der Anschluss der geplanten Verbindungsstraße an die 
L 30 mit Linksabbiegestreifen ausgebaut werden muss. Dem soll mit der vor-
liegenden Planung Rechnung getragen werden.  

An der K 116 ist ein geringerer Ausbaustandard möglich, da der Knotenpunkt 
innerhalb der Ortsdurchfahrt liegt und deutlich geringer belastet sein wird. In 
diesem Bereich kann auf Maßnahmen zur Führung der Linksabbieger verzich-
tet werden. Die K 116 braucht daher nicht in das Plangebiet einbezogen zu 
werden.  

 



Der vorliegende Bebauungsplan beschränkt sich in seinem Geltungsbereich 
auf die geplante Straßentrasse sowie einen Teilabschnitt der Heidbrücker 
Straße (L 30), um hier eine Linksabbiegespur realisieren zu können. Er 
schließt dabei die Flächen für die übrigen Nebenanlagen, wie Entwässerungs-
gräben oder die straßenbegleitenden Grünstrukturen usw. ein. Da es sich da-
mit insgesamt um Verkehrsanlagen sowie zugehörige Nebenanlagen handelt, 
wird der Geltungsbereich überwiegend als Straßenverkehrsfläche festgesetzt. 

Etwa mittig im Plangebiet, im Bereich der hier vorhandenen Verschwenkung 
der Wegeparzelle, verbleibt aufgrund der hier erforderlichen neuen Verkehrs-
führung eine Teilfläche des Weges unberührt. Diese Dreiecksfläche wird als 
Verkehrsfläche besonderer Zweckbestimmung „Verkehrsgrün“ festgesetzt. In 
diesem Bereich soll eine Aufwertung der Fläche zu Kompensationszwecken 
erfolgen.  

Für den Straßenausbau kann im Wesentlichen auf die v.g. vorhandene, jedoch 
größtenteils unbefestigte Wegetrasse zurückgegriffen werden. Für den ver-
kehrsgerechten Ausbau müssen jedoch zum Teil auch angrenzende Flächen 
beansprucht werden. Die erforderlichen bodenordnenden Maßnahmen konn-
ten bereits größtenteils abgeschlossen werden.  

Die für den Anschluss der Erschließungsstraße erforderliche Aufweitung der 
Heidbrücker Straße (L 30) und die im Zuge der Landesstraße geplanten 
Linksabbiegespuren (Ausbau nach den Richtlinien für die Anlage von Land-
straßen - RAL, Ausgabe 2012) können größtenteils innerhalb der bestehenden 
Straßenparzelle realisiert werden. Teilweise wird jedoch auch hier in angren-
zende Flurstücke eingegriffen. Die erforderlichen Flächen stehen der Gemein-
de ebenfalls zur Verfügung. Bezüglich der konkreten Realisierung und Aus-
bauplanung bzw. dem Anschluss der geplanten Erschließungsstraße an die 
Landes- bzw. Kreisstraße ist mit dem jeweiligen Straßenbaulastträger eine 
entsprechende Vereinbarung zu treffen. 

Entlang der L 30 gelten außerhalb der Ortsdurchfahrt die Anbauverbote und -
beschränkungen nach § 24 Niedersächsisches Straßengesetz (NStrG). 

 20 m Bauverbotszone gemäß § 24 (1) NStrG 

 40 m Baubeschränkungszone gemäß § 24 (2) NStrG 

jeweils gemessen vom neuen äußeren Rand der für den Kraftfahrzeugverkehr 
bestimmten Fahrbahn. 

Gemäß § 24 Abs.1 NStrG dürfen außerhalb der Ortsdurchfahrten längs der 
Landesstraße 

1. Hochbauten jeder Art in einer Entfernung bis zu 20 m (dies gilt entspre-
chend für Aufschüttungen und Abgrabungen größeren Umfangs), ge-
messen vom äußeren Rand der für den Kraftfahrzeugverkehr bestimm-
ten Fahrbahn und 

2. bauliche Anlagen im Sinne der Niedersächsischen Bauordnung, die 
über Zufahrten unmittelbar oder mittelbar angeschlossen werden sollen, 



nicht errichtet werden. 

Im Bereich der Baubeschränkungszone gemäß § 24 Abs. 2 NStrG ergehen 
Baugenehmigungen oder nach anderen Vorschriften notwendige Genehmi-
gungen im Benehmen mit der Straßenbaubehörde, wenn 

1. bauliche Anlagen im Sinne der Niedersächsischen Bauordnung längs 
der Landesstraße in einer Entfernung bis zu 40 m, gemessen vom äu-
ßeren Rand der für den Kraftfahrzeugverkehr bestimmten Fahrbahn, er-
richtet oder erheblich geändert werden sollen, 

2. bauliche Anlagen im Sinne der Niedersächsischen Bauordnung auf 
Grundstücken, die außerhalb der Ortsdurchfahrten über Zufahrten an 
Landesstraße unmittelbar oder mittelbar angeschlossen sind, erheblich 
geändert oder anders genutzt werden sollen. 

Des Weiteren sind von Seiten der Nds. Landesbehörde für Straßenbau und 
Verkehr zum geplanten Knotenpunkt L 30 / Verbindungsstraße folgende Hin-
weise zu berücksichtigen: 

 Kostenträger für die Herstellung des Knotenpunktes ist gemäß § 34 Abs. 1 
NStrG die Gemeinde Esterwegen. Die Unterhaltung des Knotenpunktes 
richtet sich nach § 35 Abs. 1 NStrG i.V.m. § 1 StrKrVO. Die dadurch dem 
Land entstehenden Mehrunterhaltungskosten sind nach § 35 Abs. 3 NStrG 
von der Gemeinde Esterwegen auf der Grundlage der Ablösungsrichtlinien 
dem Land zu erstatten. 

 Nach Abstimmung der Bauausführungsplanung mit der Landesbehörde ist 
für den Knotenpunkt auf Kosten der Gemeinde ein Sicherheitsaudit der Pla-
nungsphase „Ausführungsentwurf“ gem. den Empfehlungen für das Sicher-
heitsaudit von Straßen (ESAS) durch einen zertifizierten Auditor samt einer 
Stellungnahme zum Auditbericht durchzuführen. Anschließend sind die 
Planunterlagen der Landesbehörde, Geschäftsbereich Lingen nochmals zur 
Überprüfung vorzulegen. 

 Mit der Herstellung des Knotenpunktes darf erst nach Abschluss der Ver-
einbarung begonnen werden. 

 Soweit entlang der L 30 Anpflanzungen mit Einzelbäumen vorgenommen 
werden, müssen diese die Abstandsbestimmungen der Richtlinien für pas-
siven Schutz an Straßen durch Fahrzeug-Rückhaltesysteme (RPS 2009) 
zum Fahrbahnrand der Landesstraße berücksichtigen.  

 Von der Landesstraße 30 gehen erhebliche Emissionen aus. Für die ge-
planten Bauvorhaben können gegenüber dem Träger der Straßenbaulast 
keinerlei Entschädigungsansprüche hinsichtlich Immissionsschutz geltend 
gemacht werden. 

 

Unter Berücksichtigung des Vermeidungs- und Minimierungsgrundsatzes wur-
de der Verlauf der Straße so geplant, dass die nahezu geschlossene Baum-



reihe am Südrand der künftigen Straße, die sich überwiegend aus älteren 
Exemplaren der Stieleiche zusammensetzt, erhalten werden kann. Die vor-
handenen Stieleichen am südlichen Rand des bestehenden Weges werden 
somit nahezu vollständig erhalten. In der Planzeichnung sind sie als einge-
messene, zu erhaltende Bäume festgesetzt. Die festgesetzten Bäume sind bei 
natürlichem Abgang, aufgrund einer Befreiung von dieser Festsetzung oder 
bei widerrechtlichen Befreiungen, der Art nach, als hochstämmige Bäume zu 
ersetzen.  

Für den Ausbau und die Aufweitung der Planstraße werden vorrangig die 
nördlich angrenzenden Flächen in Anspruch genommen und die an dieser 
Straßenseite vorhandene sehr lückige Baumreihe, die zum Teil auch mit sehr 
jungem, spontanem Aufwuchs der Stieleiche bestanden ist, überplant. Hier 
werden z.T. vorhandene Einzelbäume beseitigt.  

Als Ersatzpflanzungen für zu beseitigende Einzelbäume sind spätestens in der 
auf die Baumaßnahme folgenden Pflanzperiode innerhalb des Geltungsberei-
ches, zum überwiegenden Teil nördlich der Straßentrasse, mindestens 44 
hochstämmige Stieleichen zu pflanzen und dauerhaft zu erhalten. Die Bäume 
werden in einem maximalen Abstand von 10 m gesetzt.  

Die vorhandenen und zu erhaltenden Bäume am südlichen Rand des Weges 
binden die entstehende Straßentrasse von Anfang an in das Landschaftsbild 
ein. Die am nördlichen Rand der neuen Straße zu pflanzenden Einzelbäume 
stellen neben der Einbindung in die Landschaft einen wertvollen Nahrungs-, 
Rückzugs- und Lebensraum für die Arten des Siedlungsrandes dar.  

Mit den vorgenannten gleichzeitigen Neuanpflanzungen im Bereich des ehe-
maligen Wegekörpers sowie der verbleibenden Dreiecksfläche „Verkehrsgrün“ 
(bisherige Ackerfläche) im Bereich der Straßenverschwenkung etwa mittig im 
Plangebiet mit standortgerechten, heimischen Laubgehölzen, werden Beein-
trächtigungen ausgeglichen und eine landschaftsgerechte Neugestaltung er-
reicht.  

 

Da der Bebauungsplan Nr. 64 nur Flächen festsetzt, die der Erschließung die-
nen (Straßenverkehrsflächen), sind die Belange der Ver- und Entsorgung des 
Plangebietes von untergeordneter Bedeutung. 

Es wird jedoch darauf hingewiesen, dass entlang der L 30 außerhalb der Orts-
durchfahrt die Anbauverbote und -beschränkungen nach § 24 Niedersächsi-
sches Straßengesetz (NStrG) gelten (s. Kap. 3.2). 

Sichtdreiecke 

Im Einmündungsbereich der geplanten Erschließungsstraße in die K 116 sind 
Sichtfelder nach der RASt 06 in der Größenordnung 5/70 m und im Einmün-
dungsbereich in die L 30 Sichtfelder nach RAL 2012von 15/200 m vorgesehen. 
Als Hinweis ist in die Planzeichnung aufgenommen, dass die dargestellten 
Sichtdreiecke von jeder sichtbehindernden Nutzung und Bepflanzung in einer 



Höhe von 0,80 bis 2,50 m über der Fahrbahn freizuhalten sind (Bäume, Licht-
maste, Lichtsignalgeber und ähnliches können zugelassen werden). 

Oberflächenentwässerung 

Das durch die Planung auf der Straßenfläche zusätzlich anfallende Oberflä-
chenwasser soll über entsprechende Regenwasserkanäle einem nordöstlich 
des Plangebietes angrenzend zur Landesstraße 30 vorhandenen Regenwas-
serrückhaltebecken zugeführt werden. Das Becken ist ausreichend dimensio-
niert, das zusätzlich anfallende Oberflächenwasser aufzunehmen bzw. kann 
bei Bedarf vergrößert werden. Eine Verschärfung der Entwässerungssituation 
ist durch die geplante Straßenbaumaßnahme daher nicht zu erwarten.  

Für die geplanten wasserwirtschaftlichen Maßnahmen sind die entsprechen-
den Genehmigungen und/oder Erlaubnisse nach dem Wasserhaushaltsgesetz 
in Verbindung mit dem Niedersächsischen Wassergesetz bei der zuständigen 
Wasserbehörde zu beantragen.  

Ver- und Entsorgungsleitungen 

Im Plangebiet stehen voraussichtlich ausreichend Flächen für die vorhande-
nen und zukünftig zu erwartenden Leitungstrassen zur Verfügung. 

 

Im vorliegenden Bebauungsplan ist, entsprechend den Ausführungen in 
Kap. 1, die Schaffung einer neuen Verbindungsstraße zwischen der L 30 im 
Osten und der K 116 im Westen südlich der zentralen Ortslage von Esterwe-
gen vorgesehen. Der wesentliche Planinhalt ist in Kap. 3 dargelegt. Auf die 
Umwelt sind dabei insbesondere durch folgende Festsetzungen Auswirkungen 
möglich: 

Durch die geplante Nutzung wird eine Fläche von ca. 1,3 ha in Anspruch ge-
nommen. Die Fläche wird im östlichen Bereich bereits derzeit als Straßenver-
kehrsfläche (L 30) genutzt und ist entsprechend versiegelt. Der im Übrigen in 
Anspruch genommene Wirtschaftsweg ist jedoch bislang nur auf einem Teilab-
schnitt befestigt.  

Durch die Aufweitung der Landesstraße (Linksabbiegespur) und den ver-
kehrsgerechten Ausbau der geplanten Verbindungsstraße sind Auswirkungen 
insbesondere auf die Schutzgüter Wasser, Boden, Pflanzen und Tiere zu er-
warten. Auf das Schutzgut Mensch sind Umwelteinwirkungen im Sinne des § 2 
Abs. 4 BauGB durch Verkehrsimmissionen möglich.  

 

 

 

 



Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) 

§ 1 BNatSchG nennt die Ziele des Naturschutzes und der Landschaftspflege. 
Danach sind Natur und Landschaft so zu schützen, dass die biologische Viel-
falt, die Leistungs- und Funktionsfähigkeit des Naturhaushalts einschließlich 
der Regenerationsfähigkeit und nachhaltigen Nutzungsfähigkeit der Naturgüter 
sowie die Vielfalt, Eigenart und Schönheit sowie der Erholungswert von Natur 
und Landschaft auf Dauer gesichert sind. Der Schutz umfasst auch die Pflege, 
die Entwicklung und, soweit erforderlich, die Wiederherstellung von Natur und 
Landschaft.  

In der Bauleitplanung werden diese Ziele u.a. durch die Anwendung des § 14 
(Eingriffe in Natur und Landschaft), des § 15 (Verursacherpflichten, Unzuläs-
sigkeit von Eingriffen) und des § 18 (Verhältnis zum Baurecht) berücksichtigt.  

Artenschutzrechtliche Bestimmungen des BNatSchG 

Die relevanten speziellen artenschutzrechtlichen Verbote der nationalen Ge-
setzgebung sind in § 44 Abs. 1 BNatSchG formuliert. Hiernach ist es verboten: 

1. wild lebenden Tieren der besonders geschützten Arten nachzustellen, 
sie zu fangen, zu verletzen, zu töten oder ihre Entwicklungsformen aus 
der Natur zu entnehmen, zu beschädigen oder zu zerstören, 

2. wild lebende Tiere der streng geschützten Arten und der europäischen 
Vogelarten während der Fortpflanzungs-, Aufzucht-, Mauser-, Überwin-
terungs- und Wanderungszeiten erheblich zu stören; eine erhebliche 
Störung liegt vor, wenn sich durch die Störung der Erhaltungszustand 
der lokalen Population einer Art verschlechtert,  

3. Fortpflanzungs- und Ruhestätten der wild lebenden Tiere der besonders 
geschützten Arten der Natur zu entnehmen, zu beschädigen oder zu 
zerstören,  

4. wild lebende Pflanzen der besonders geschützten Arten oder ihre Ent-
wicklungsformen aus der Natur zu entnehmen, sie oder ihre Standorte 
zu beschädigen oder zu zerstören.  

Nach § 44 Abs. 5 BNatSchG gelten unter bestimmten Voraussetzungen Ein-
schränkungen der speziellen artenschutzrechtlichen Verbote: 

Für nach § 15 BNatSchG zulässige Eingriffe in Natur und Landschaft sowie für 
Vorhaben im Sinne des § 18 Absatz 2 Satz 1, die nach den Vorschriften des 
Baugesetzbuches zulässig sind, gelten für die Zugriffs-, Besitz- und Vermark-
tungsverbote folgende Maßgaben: Sind in Anhang IVa der Richtlinie 
92/43/EWG aufgeführte Tierarten, europäische Vogelarten oder solche Arten 
betroffen, die in einer Rechtsverordnung nach § 54 Absatz 1 Nummer 2 aufge-
führt sind, liegt ein Verstoß gegen das Verbot des Absatzes 1 Nr. 3 und im 
Hinblick auf damit verbundene unvermeidbare Beeinträchtigungen wild leben-
der Tiere auch gegen das Verbot des Absatzes 1 Nr. 1 nicht vor, soweit die 
ökologische Funktion der von dem Eingriff oder Vorhaben betroffenen Fort-
pflanzungs- oder Ruhestätten im räumlichen Zusammenhang weiterhin erfüllt 



wird. Soweit erforderlich, können auch vorgezogene Ausgleichsmaßnahmen 
festgesetzt werden. Für Standorte wild lebender Pflanzen der in Anhang IVb 
der Richtlinie 92/43/EWG aufgeführten Arten gelten diese Maßgaben entspre-
chend. Sind andere besonders geschützte Arten betroffen, liegt bei Handlun-
gen zur Durchführung eines Eingriffs oder Vorhabens kein Verstoß gegen die 
Zugriffs-, Besitz oder Vermarktungsverbote vor. 

Niedersächsisches Ausführungsgesetz zum Bundesnaturschutzgesetz 
(NAGBNatSchG)  

Das NAGBNatSchG bezieht sich zum Schutz der wild lebenden Tier- und 
Pflanzenarten, ihrer Lebensstätten und Biotope auf das BNatSchG.  

Die rechtlichen Grundlagen zum Schutz wildlebender Tier- und Pflanzenarten 
sind in den §§ 38 (zum allgemeinen Arten-, Lebensstätten- und Biotopschutz), 
§ 39 (allgemeiner Schutz wild lebender Tiere und Pflanzen) und § 44 (beson-
ders geschützte und bestimmte andere Tier- und Pflanzenarten) des 
BNatSchG festgelegt. Danach ist es verboten, ohne vernünftigen Grund Le-
bensstätten wild lebender Tier- und Pflanzenarten zu zerstören oder sonst er-
heblich zu beeinträchtigen oder wild lebende Tiere mutwillig zu beunruhigen, 
zu fangen, zu verletzen oder zu töten.  

Die Naturschutzbehörde führt ein Verzeichnis der im Sinne der §§ 23 bis 26 
und §§ 28 bis 30 BNatSchG geschützten Teile von Natur und Landschaft, ein-
schließlich der Wallhecken im Sinne von § 22 Abs. 3 Satz 1, der Flächen im 
Sinne von § 22 Abs. 4 Satz 1 und der gesetzlich geschützten Biotope im Sinne 
des § 24 Abs. 2 sowie der Natura 2000-Gebiete in ihrem Bereich.  

Das Plangebiet ist nicht als ein schutzwürdiger oder nach dem BNatSchG ge-
schützter Bereich gekennzeichnet, ist aber Bestandteil des Naturparks 
„Hümmling“.  

Landschaftsrahmenplan (LRP) nach § 10 BNatSchG 

Im Landschaftsrahmenplan werden gemäß § 10 BNatSchG die überörtlichen 
konkretisierten Ziele, Erfordernisse und Maßnahmen des Naturschutzes und 
der Landschaftspflege für Teile des Landes dargestellt. Dabei sind die Ziele 
der Raumordnung zu beachten sowie die Grundsätze und sonstigen Erforder-
nisse der Raumordnung zu berücksichtigen. Landschaftsrahmenpläne sind für 
alle Teile des Landes aufzustellen. Gemäß § 3 NAGBNatSchG ist die Natur-
schutzbehörde für die Aufstellung des Landschaftsrahmenplanes zuständig.  

Im Landschaftsrahmenplan (LRP) des Landkreises Emsland (2001) ist das 
Plangebiet als Raum mit sekundärer Planungspriorität gekennzeichnet. In sol-
chen Bereichen sollten laut LRP allgemein gültige Maßnahmen zur Verbesse-
rung sowie zum Schutz, zur Pflege und Entwicklung von Natur und Landschaft 
vorgesehen werden. Von den vorgeschlagenen Maßnahmen treffen „Erweite-
rung des Heckennetzes“ und „Anreicherung der Feldflur mit Kleinstrukturen“ 
auf den Bereich des Plangebietes zu. In Siedlungsgebieten sollte auf eine 
„Durchlässigkeit“ für Arten und Lebensgemeinschaften geachtet werden (ex-
tensive Pflege der Grünflächen, Verwendung standortgerechter, einheimischer 
Gehölze).  



Naturschutzrechtliche Vorgaben sowie schutzwürdige Bereiche sind für das 
Plangebiet nicht ausgewiesen. 

Die Aussagen des LRP werden im Rahmen der vorliegenden Planung berück-
sichtigt. 

Landschaftsplan (LP) nach § 11 BNatSchG 

Die für die örtliche Ebene konkretisierten Ziele, Erfordernisse und Maßnahmen 
des Naturschutzes und der Landschaftspflege werden auf der Grundlage des 
Landschaftsrahmenplanes im Landschaftsplan dargestellt. Der Landschafts-
plan enthält Angaben über den vorhandenen und den zu erwartenden Zustand 
von Natur und Landschaft, die konkretisierten Ziele des Naturschutzes und der 
Landschaftspflege, die Beurteilung des vorhandenen und zu erwartenden Zu-
stands von Natur und Landschaft und die Erfordernisse und Maßnahmen zur 
Umsetzung der konkretisierten Ziele des Naturschutzes und der Landschafts-
pflege.  

Die Gemeinde Esterwegen bzw. die Samtgemeinde Nordhümmling haben kei-
nen Landschaftsplan aufgestellt, es gelten daher die Vorgaben des LRP. 

Bundesimmissionsschutzgesetz 

Nach § 50 Bundesimmissionsschutzgesetz (BImSchG) sind raumbedeutsame 
Planungen und Maßnahmen einander so zuzuordnen, dass schädliche Um-
welteinwirkungen auf ausschließlich oder überwiegend dem Wohnen dienende 
Gebiete sowie auf sonstige schutzbedürftige Gebiete so weit wie möglich ver-
mieden werden. 

Sonstige schädliche Umwelteinwirkungen durch Anlagen, wie z.B. Luftverun-
reinigungen, Erschütterungen, Licht und Wärme, sind zu berücksichtigen, 
wenn sie gemäß § 3 Abs. 1 BImSchG nach Art, Ausmaß oder Dauer geeignet 
sind, Gefahren, erhebliche Nachteile oder erhebliche Belästigungen für die 
Allgemeinheit oder die Nachbarschaft herbeizuführen.  

Sind bezüglich der Luftqualität maßgebliche Werte, insbesondere die der 
22. BImSchV, überschritten, sind Luftreinhaltepläne zu erstellen. In Gebieten, 
in denen kein Luftreinhalteplan erstellt wurde oder erforderlich ist, ist der Erhalt 
der bestmöglichen Luftqualität als Belang zu berücksichtigen (§1a (6) Nr. 7 h 
BauGB).  

 

Das Plangebiet liegt nicht innerhalb oder angrenzend zu einem Gebiet von 
gemeinschaftlicher Bedeutung (FFH-Gebiet) oder einem EU-Vogelschutz-
gebiet. Auswirkungen auf die Erhaltungsziele und Schutzzwecke solcher Ge-
biete sind daher nicht zu erwarten. Eine Überprüfung der Verträglichkeit ge-
mäß § 34 (1) BNatSchG ist daher nicht erforderlich. 

 



Eine Beschreibung der vorhandenen Nutzungssituation ist in Kap. 2.3 darge-
legt. 

Im östlichen Bereich umfasst das Plangebiet einen Teil der Heidbrücker Straße 
(L 30). Das übrige Plangebiet stellt sich größtenteils als Landwirtschaftsweg 
dar, welcher lediglich im östlichen Bereich befestigt ist. In geringem Umfang 
werden auch landwirtschaftlich genutzte Flächen in Anspruch genommen, die 
unmittelbar an den Weg angrenzen. 

Entlang der K 116 im Westen sind die angrenzenden Flächen größtenteils mit 
einer Bauzeile aus Wohngebäuden und einzelnen gewerblichen Nutzungen 
bebaut. Auch im Bereich der L 30 im Osten befinden sich einzelne im Außen-
bereich gelegene Wohngebäude. Diese stellen die nächstgelegenen Wohn-
nutzungen dar, auf die sich die Planung auswirken könnte.  

Auf der Lambertstraße wurde in den vergangenen Jahren, wie bereits be-
schrieben, eine erhebliche Zunahme der Verkehrszahlen verzeichnet. Es ist zu 
befürchten, dass die Straße voraussichtlich der heutigen Belastung auf Dauer 
nicht standhält. 

Nördlich angrenzend zum Plangebiet soll im Rahmen eines separaten Bauleit-
planverfahrens (Bebauungsplan Nr. 62) zudem zukünftig ein Wohngebiet ent-
wickelt werden, welches die vorhandene Wohnbebauung südlich der Lambert-
straße ergänzt. Ein Anschluss dieser geplanten Bebauung an die Lambert-
straße und damit eine zusätzliche Belastung der Lambertstraße wäre nicht 
leistungsfähig und verkehrssicher zu realisieren. Das geplante Wohngebiet soll 
daher von Süden über die mit der vorliegenden Planung vorgesehene Verbin-
dungsstraße erschlossen werden.  

 

Das Plangebiet ist im östlichen Bereich als Teil der Landesstraße 30 im We-
sentlichen versiegelt und als übergeordneter Verkehrsweg genutzt. Das übrige 
Plangebiet wird größtenteils durch einen Wirtschaftsweg gebildet. In geringem 
Umfang werden auch daran angrenzende, überwiegend landwirtschaftlich ge-
nutzte Flächen in Anspruch genommen. Aufgrund dieser Nutzungen ist die 
Naherholungsfunktion dieser Teilfläche von nur geringer Bedeutung. Der jetzi-
ge unbefestigte Wirtschaftsweg könnte jedoch als Spazierweg für Fußgänger 
genutzt werden. Eine besondere Nutzungsfrequenz des Weges durch Spa-
ziergänger liegt jedoch nicht vor. 



Das Plangebiet gehört naturräumlich zu den , die 
sich innerhalb der Haupteinheit der befinden.  

Bei den Esterweger Geestinseln handelt es sich um ein Durchdringungsgebiet 
von Moor und Geest, geprägt von einem mannigfaltigen Wechsel von Geestin-
seln, Talsandplatten und Flachmooren. 

Die kennzeichnenden Landschaftsgefüge sind: 

1. die sandigen Grundmoräneninseln mit Resten natürlicher Stieleichen-
Birkenwälder (Übergänge zu Buchen-Traubeneichenwäldern) auf mäßig bis 
stark podsolierten Böden, die jedoch überwiegend lange Zeit verheidet waren 
und dementsprechend z.T. extreme Heidepodsole bergen. Heute vorherr-
schendes Ackerbaugebiet – z.T. auf alten Eschböden- und seit alters her be-
vorzugte Siedlungslage zwischen Mooren und Niederungen. 

2. Talsandplatten mit vorwiegend vom Grundwasser beeinflussten stark pod-
solierten Böden und feuchten Heidepodsolen, deren natürliche feuchte Stielei-
chen-Birkenwälder fast vollkommen verschwunden sind und lange Zeit durch 
ausgedehnte Heideflächen ersetzt waren. Im Gegensatz zu den Geestinseln 
handelt es sich um junges Ackerbaugebiet mit zerstreuten, selten zu lockeren 
Ortschaften zusammengeschlossenen Einzelgehöften.  

3. Flachmoore auf besonders grundwassernahen Teilen der Talsandplatten  

oder in schmalen Niederungen mit Erlenbruchwald-Standorten, die heute in 
Grünland umgewandelt sind. 

4. Hochmoore, die größtenteils entwässert und kultiviert, mittlerweile unter 
Grünlandnutzung stehen.  

(Quelle: Sophie Meisel; Die naturräumlichen Einheiten auf Blatt 70/71, Cloppenburg/Lingen, 1959) 

 

Das Plangebiet liegt im südlichen Randbereich der Ortslage von Esterwegen 
ca. 250 m südlich der Lambertstraße. Im Westen wird das Gebiet durch die 
Straße „Mühlenberg“ (K 116) begrenzt. Im Osten schließt das Gebiet Teile der 
Heidbrücker Straße (L 30) mit ein.  

Die Plangebietsfläche stellt sich vorwiegend als unbefestigter landwirtschaftli-
cher Weg dar. Dieser Weg wird zum überwiegenden Anteil beidseitig von 
Baumreihen begleitet, die sich ausnahmslos aus Stieleichen zusammenset-
zen. Die Stieleichen stehen dabei überwiegend auf grasreichen Böschungsflä-
chen, da die angrenzenden zumeist als Ackerflächen intensiv genutzten Berei-
che teilweise höher liegen als der Wegekörper.  

Am östlichen Rand des Plangebietes wird die Heidbrücker Straße, mit ihrem 
westlich angrenzend verlaufenden Fuß- und Radweg, in einem kurzen Ab-
schnitt mit in den Geltungsbereich einbezogen, um hier Linksabbiegespuren 



realisieren zu können. Der äußerste östliche Abschnitt des Weges ist in einer 
Breite von 3 m bituminös befestigt und dient der Erschließung der beiden hier 
vorhandenen Wohnbaugrundstücke. Die nördlich und südlich angrenzenden 
Flächen werden vorwiegend als Ackerflächen intensiv genutzt. Teilflächen 
werden als Grünlandflächen von Schafen und Pferden beweidet.  

Direkt westlich der Plangebietsfläche verläuft die Straße „Mühlenberg“ (K 116) 
mit ihren beidseitig verlaufenden Fuß- und Radwegen sowie angrenzender 
Bebauung.  

Die Baumreihen entlang des landwirtschaftlichen Weges stellen wertvolle Ele-
mente des Landschaftsbildes dar, da sie die bebaute Ortslage von Esterwegen 
von Süden her einbinden. Dabei ist die südlich des Weges vorhandene Baum-
reihe als nahezu durchgängige Reihe von besonderer Wertigkeit. Die nördlich 
des Weges vorhandene Baumreihe ist sehr lückig und zum Teil mit sehr jun-
gem, spontanem Aufwuchs der Stieleiche bestanden.  

 

Gemäß Kartenserver des LBEG (Bodenkarte von Niedersachsen 1 : 50.000) 
ist im östlichen Bereich des Plangebietes als Bodentyp ein mittlerer Gley-
Podsol vorhanden. Im mittleren Abschnitt der Ausbaustrecke ist als Bodentyp 
ein mittlerer Podsol anzusprechen. Im westlichen Bereich des Plangebietes ist 
ein mittlerer Tiefumbruchboden vorhanden.  

Der anstehende Gley-Podsol zeichnet sich aus durch ein geringes bis mittle-
res Ertragspotential, ein geringes bis mittleres Wasser- und Nährstoffspei-
chervermögen und eine Auswaschungsgefährdung gegenüber Nähr- und 
Schadstoffen. Er ist beregnungsbedürftig, besitzt eine gute Durchlüftung und 
Wasserdurchlässigkeit im Oberboden, eine geringe bis mittlere Pufferkapazi-
tät, ist weniger verdichtungsempfindlich und erosionsgefährdet durch Wind.  

Beim Podsol handelt es sich um einen Boden mit einem geringen Ertragspo-
tential, einem geringen Wasser- und Nährstoffspeichervermögen und einer 
geringen Pufferkapazität. Der Podsol ist beregnungsbedürftig besitzt eine gute 
Durchlüftung und Wasserdurchlässigkeit im Oberboden und eine Auswa-
schungsgefährdung gegenüber Nähr- und Schadstoffen. Er ist weniger ver-
dichtungsempfindlich und winderosionsgefährdet.  

Beim mittleren Tiefumbruchboden handelt es sich um einen Ackerbaustandort 
mit einem mittleren Ertragspotential, einer guten Durchlüftung und Dränung in 
den Sandbalken und einem hohen Wasserspeichervermögen in den Torfbal-
ken. Der Tiefumbruchboden besitzt ein geringes bis mittleres Nährstoffspei-
chervermögen, eine Auswaschungsgefährdung gegenüber Nähr- und Schad-
stoffen und ist winderosionsgefährdet.  

Quelle: www.lbeg.niedersachsen.de 



Innerhalb und angrenzend an das Plangebiet befinden sich keine natürlich o-
der anthropogen entstandenen Oberflächengewässer.  

Gemäß Kartenserver des LBEG (Hydrogeologische Karte von Niedersachsen 
1 : 200.000) liegt im westlichen Bereich des Plangebietes eine Grund-
wasserneubildungsrate von 251 - 300 mm im Jahr vor. Im östlichen Bereich 
liegt die Grundwasserneubildungsrate bei 101 - 150 mm im Jahr. Das Schutz-
potential gilt aufgrund der Beschaffenheit der anstehenden Gesteine und ihrer 
Mächtigkeit im Hinblick auf ihr Vermögen, den oberen Grundwasserleiter vor 
der Befrachtung mit potentiellen Schadstoffen zu schützen, im überwiegenden 
Teil des Plangebietes als „hoch“. Im äußersten östlichen Bereich gilt das 
Schutzpotential als „gering“. Das Grundwasser gilt dort als gut geschützt, wo 
gering durchlässige Deckschichten über dem Grundwasser die Versickerung 
behindern und wo große Flurabstände zwischen Gelände und Grundwasser-
oberfläche eine lange Verweilzeit begünstigen.  

Quelle: www.lbeg.niedersachsen.de 

Der Gemeinde liegen zurzeit keine Hinweise oder Erkenntnisse vor, dass sich 
im Geltungsbereich des Plangebietes Böden befinden, die erheblich mit um-
weltgefährdenden Stoffen belastet sind.  

 

Der Bereich des Plangebietes liegt klimatisch in der maritim-subkontinentalen 
Flachlandregion und ist der grundwasserfernen, ebenen bis welligen Geest 
zuzuordnen. Mittlere Jahresniederschläge von durchschnittlich 650 - 700 mm 
sind zu erwarten. Die relative Luftfeuchte liegt im Mittel bei 81%. Die durch-
schnittliche Jahrestemperatur beträgt etwa 8.4°C, bei mittleren Jahres-
temperaturschwankungen von 16.4°C. 

Die klimatische Wasserbilanz weist einen Überschuss von 200 - 300 mm im 
Jahr auf, wobei ein Defizit im Sommerhalbjahr besteht. Die mittlere Vegetati-
onszeit von etwa 220 Tagen ist relativ lang.  

(Quelle: Karten des Naturraumpotenzials von Niedersachsen und Bremen; Bodenkundliche Standortkar-

te, M. 1 : 200.000, Blatt Osnabrück, 1975) 

Im Emsland herrschen westliche Winde vor. Im Herbst und Winter überwiegt 
eine südwestliche und im Frühjahr und Sommer eine westliche bis nordwestli-
che Windrichtung.  

Die Luftqualität gilt im Emsland als vergleichsweise gut bzw. unterscheidet sich 
wenig von anderen ländlichen Gebieten in Niedersachsen. Lokal erzeugte  
Emissionen erreichen die Grenzwerte (nach Technischer Anweisung Luft) 
auch nicht annähernd. Kleinräumige Belastungen durch vielbefahrene Straßen 
oder hohe Tierkonzentrationen können aber vorkommen.  

(Quelle: Landschaftsrahmenplan Landkreis Emsland, 2001) 



Nach der Karte der potenziell natürlichen Vegetationslandschaften Nieder-
sachsens auf der Grundlage der Bodenübersichtskarte (1 : 50.000) würde sich 
das Plangebiet bei einer vom Menschen unbeeinflussten Entwicklung zu ei-
nem Drahtschmielen-Buchenwald des Tieflandes entwickeln.  

Als Baumarten der Sukzessionsphasen oder Begleiter der von der Rot-Buche 
dominierten Schlussgesellschaften kämen Hänge-Birke, Zitter-Pappel, Stiel-
Eiche, Trauben-Eiche und Eberesche natürlicherweise im Plangebiet vor.  

Die Bestandsaufnahme erfolgte auf Grundlage des Kartierschlüssels für Bio-
toptypen in Niedersachsen (Drachenfels, 2016). Der jeweilige Biotopcode ist 
analog dem Kartierschlüssel. Eine kartographische Darstellung erfolgt in der 
Anlage 3.  

 

Der überwiegende Teil des Plangebietes stellt sich als unbefestigter Grasweg 
dar. Die Fahrspur verläuft auf Sand, die Mitte des Weges stellt sich als Trittra-
senbereich dar. Die sandigen Offenbodenbereiche sind nur kleinflächig vor-
handen und werden oft überfahren. Als häufig befahrene Wegeverbindung und 
aufgrund der Tatsache, dass der Grasanteil innerhalb des Weges eindeutig 
überwiegt, wird dieser Wegebereich dem Biotoptyp „Trittrasen“ zugeordnet und 
nach dem Städtetagmodell dem  zugeordnet.  

 

Die Seitenbereiche des Weges sind überwiegend als grasreiche Böschungs-
flächen ausgebildet. Krautige Pflanzen sind auf diesen Flächen kaum vertre-
ten. Diese Böschungsflächen sind mit Bäumen (ausnahmslos Stieleichen) be-
standen. Die südlich des Weges vorhandene Baumreihe verläuft dabei nahezu 
durchgängig, die nördlich des Weges vorhandene Baumreihe ist sehr lückig 
und zum Teil mit sehr jungem, spontanem Aufwuchs der Stieleiche bestanden. 
Die Bäume dieser Böschungsflächen werden gesondert in der Bilanz berück-
sichtigt. Die halbruderale Gras- und Staudenflur mit der Lage zwischen den 
angrenzenden landwirtschaftlich genutzten Flächen und dem relativ häufig be-
fahrenen Weg wird als stark anthropogen veränderte Struktur aufgrund ihrer 
Breite (> 1,00 m) und der vorhandenen Neigung der Flächen mit dem 

 bewertet.  

Ebenfalls als halbruderale Gras- und Staudenflur stellt sich das unbebaute 
Flurstück im Einmündungsbereich der geplanten Straße auf die Straße „Müh-
lenberg“ dar. Die halbruderale Gras- und Staudenflur in diesem Bereich wird 
aufgrund ihrer flächigeren Ausprägung ebenfalls dem  zuge-
ordnet. 



Im Bereich der Böschungen beidseitig entlang des Weges stehen Baumreihen, 
die sich ausnahmslos aus Stieleichen zusammensetzen. Die südlich des Weg-
es vorhandene Baumreihe verläuft dabei nahezu durchgängig, die nördlich des 
Weges vorhandene Baumreihe ist sehr lückig und zum Teil mit sehr jungem, 
spontanem Aufwuchs der Stieleiche bestanden. Für den geplanten Straßen-
bau gehen insgesamt 25 Bäume verloren. Bäume über 5 m Kronendurchmes-
ser werden mit einer Grundfläche von 30 qm und gemäß dem Städtetagmodell 
mit dem  bilanziert. Bäume unter 5 m Kronendurchmesser 
werden mit einer Grundfläche von 20 qm und dem  in die Bi-
lanz eingestellt. Die Bäume werden zusätzlich zur Grundfläche (Böschungsflä-
che) erfasst.  

 

Am nördlichen Rand des Weges werden für den Bau der Straße auch acker-
baulich genutzte Flächen in Anspruch genommen. Diese Ackerflächen werden 
im westlichen Abschnitt als Maisanbauflächen und im östlichen Abschnitt als 
Getreideanbauflächen genutzt. Die Ackerflächen werden gemäß dem Städte-
tagmodell mit dem  bewertet.  

 

Auf einem kurzen Abschnitt, etwa mittig des Weges, schließt nördlich des We-
ges eine Grünlandfläche an, die als Schafweide intensiv genutzt wird. Die Flä-
che stellt sich zur Zeit der Bestandsaufnahme (Juni 2018) relativ kurzrasig dar. 
Die Grünlandfläche wird gemäß Städtetagmodell mit dem  
bewertet.  

 

Im Einmündungsbereich der geplanten Straße auf die Heidbrücker Straße be-
finden sich zwei bebaute Grundstücke. Von dem nördlich des Weges gelege-
nen Grundstück wird für den Bau der Straße neuzeitlicher Ziergarten in Form 
von Ziersträuchern und intensiv gepflegter Rasenfläche in Anspruch genom-
men. Dieser Ziergartenbereich wird gemäß dem Städtetagmodell mit dem 

 bewertet.  

 

Im Bereich des vorgenannten Grundstücks werden gleichzeitig Teile der be-
festigten Zufahrt (Pflaster) in Anspruch genommen. Auch ist hier der auszu-
bauende Weg in einer Breite von ca. 3 m bituminös befestigt. Das südlich des 
Weges vorhandene Grundstück im Einmündungsbereich wird ebenfalls vom 
auszubauenden Weg aus erschlossen. Dieser Zufahrtsbereich ist ebenfalls bis 
zur bituminösen Wegedecke gepflastert. Die befestigten Flächen gehen als für 



den Naturhaushalt wertlose Flächen mit dem  in die Bilanz 
zur Eingriffsermittlung ein. Dieser Biotoptyp wird gleichzeitig auch als angren-
zender Biotoptyp in Wert gesetzt.  

 

Ebenfalls als angrenzende Struktur wird der Biotoptyp „OEL“ in die Bilanz ein-
gestellt. Dieser Biotoptyp gliedert sich in versiegelte bzw. bebaute Bereiche 
und angrenzend als Ziergärten genutzte Flächen.  

 

 

Zur aktuellen Beurteilung der Bedeutung des Plangebietes für die Fauna wur-
de durch das Büro Sinning, Edewecht-Wildenloh ein faunistisches Kurzgutach-
ten erstellt. Dieses Gutachten ist als Anlage 4 der vorliegenden Begründung 
beigefügt. Im Juni, Juli und August erfolgen noch weitere Begehungen zur Er-
fassung von Brutvögeln und vor allem zur Erfassung von Fledermäusen.  

Von Mitte März bis Ende Mai 2018 wurden eine Nacht- und vier Tagbegehun-
gen zur Erfassung von Brutvögeln durchgeführt. Die Abend- bzw. Nachtbege-
hung wurde zur gezielten Erfassung von Eulen durchgeführt.  

Eulen kamen nicht im Untersuchungsgebiet vor. Bisher wurden 16 Brutvogel-
arten im direkten Umfeld des Geltungsbereiches angetroffen. Von diesen 16 
Arten zeigten bisher 13 Arten Revierverhalten und sind damit als potentielle 
Brutvögel zu behandeln. Eine Art steht als gefährdet auf der Roten Liste (Star, 
Revierverhalten auf einem Grundstück an der Heidbrücker Straße) und eine 
Art auf der Vorwarnliste (Haussperling, Revierverhalten an den Häusern ent-
lang der Heidbrücker Straße). Auch dem Grünspecht kommt als Höhlenbrüter 
und streng geschützte Art eine besondere Bedeutung zu. Für diese Art konnte 
ein Brutverdacht im Bereich der Grundstücke Heidbrücker Straße kartiert wer-
den. 

Bei den anderen Arten handelt es sich um weit verbreitete und häufige Arten 
ohne besondere Habitatansprüche. Im Bereich der ggf. zu fällenden Bäume 
sind nach bisherigen Ergebnissen keine Arten vertreten, für die bei Entfernung 
des Neststandortes ein artenschutzrechtlicher Konflikt eintritt oder eine Kom-
pensation zu erfolgen hat.  

 

Die Fledermäuse wurden bisher mit zwei Nachtbegehungen im September 
2017 und Juni 2018 erfasst. Hierbei wurde entlang von Baumreihen patrouil-
liert und insbesondere auf möglicherweise aus den Baumbeständen ausflie-
gende Tiere geachtet. 

Bei den Ausflugkontrollen wurde kein Quartier und auch keine Flugstraße kar-
tiert. Bei der späten Kartierrunde im September wurden auch keine Balzquar-



tiere festgestellt. Insgesamt konnten drei Arten nachgewiesen werden, die ja-
gend bzw. lediglich überfliegend angetroffen wurden.  

Aus der bisherigen Kartierung lässt sich kein Konflikt mit der Straßenplanung 
ableiten.  

 

Um abzuklären, ob der auszubauende Weg evtl. Lebensraum für geschützte 
Laufkäferarten sein könnte, wurde eine Potenzialabschätzung vorgenommen. 
Es wurden weder Spuren noch Individuen von Laufkäfern festgestellt. Die 
Sandbereiche sind von geringer Größe und von landwirtschaftlicher Nutzfläche 
umgeben. Die Flächen stellen nach Auffassung des Gutachters kein besonde-
res Potenzial für Laufkäfer dar.  

 

Der Gemeinde sind innerhalb des Geltungsbereiches des Bebauungsplanes 
sowie in der Umgebung keine baulichen Anlagen bekannt, die dem Denkmal-
schutz unterliegen oder Bodendenkmale darstellen. Es sind keine sonstigen 
wertvollen Kultur- oder sonstige Sachgüter vorhanden.  

 

Bei Nichtdurchführung der Planung würde das Straßennetz unverändert blei-
ben und die bestehenden Nutzungen würden fortgeführt. Die Immissionssitua-
tion im Plangebiet bliebe unverändert. Der Verkehrsfluss in der Ortslage würde 
jedoch nicht verbessert und die Verkehrsbelastung, insbesondere auf der 
Lambertstraße, würde bestehen bleiben. Vor dem Hintergrund der nördlich des 
Plangebietes vorgesehenen weiteren Siedlungsentwicklung (Bebauungsplan 
Nr. 62) würde die Belastung auf der Lambertstraße weiter zunehmen.  

Das bestehende Wirkungsgefüge der Schutzgüter von Natur und Landschaft 
untereinander bliebe erhalten.  

Da Kultur- und sonstige wertvolle Sachgüter im Gebiet nicht bekannt sind, sind 
veränderte Auswirkungen auf diese Schutzgüter bei Nichtdurchführung der 
Planung nicht zu erwarten. 

 

Bei der Bewertung der Auswirkungen der Planung auf den Menschen ist zu 
unterscheiden zwischen den Auswirkungen, die durch den geplanten Bau der 
Straße in der Nachbarschaft, d.h. insbesondere an benachbarten Wohnnut-
zungen, zu erwarten sind und den Auswirkungen, die durch vorhandene Im-
missionen auf die geplante Nutzung einwirken. Von Belang sind dabei, bezo-



gen auf das Schutzgut Mensch, insbesondere die Wohn- und Arbeits- sowie 
die Erholungsfunktionen. 

 

Die vorliegende Planung beschränkt sich auf die für die geplante Verbin-
dungsstraße und den Ausbau der Landesstraße durch Linksabbiegespuren 
erforderlichen Flächen. Die Flächen werden vollständig als Straßenverkehrs-
fläche festgesetzt. Auf das Schutzgut Mensch bezogene Immissionen, die auf 
das Plangebiet einwirken, sind daher nicht zu berücksichtigen, da im Plange-
biet kein dauerhaftes Wohnen oder andere Aufenthaltsräume für den dauer-
haften Aufenthalt von Menschen vorgesehen sind.  

 

Bauphase  

Während der Bauphase ist insbesondere mit akustischen Auswirkungen und 
im Einzelfall mit Staubemissionen zu rechnen. Solche Immissionen sind re-
gelmäßige Begleiterscheinungen bei der Entwicklung urbaner Standorte bzw. 
von Baumaßnahmen. Sie sind jedoch während der Entstehungsphase (Bautä-
tigkeit, Bauverkehr) unvermeidbar und nur zeitlich begrenzt zu erwarten. Zur 
Vermeidung unzumutbarer Lärmbelastungen ist die „Allgemeine Verwaltungs-
vorschrift zum Schutz gegen Baulärm – Geräuschimmissionen“ (August 1970) 
zu beachten.  

Betriebsphase 

Emissionen des Plangebietes 

Nach § 41 Abs. 1 BImSchG ist beim Bau oder der wesentlichen Änderung öf-
fentlicher Straßen sicherzustellen, dass keine schädlichen Umwelteinwirkun-
gen durch Verkehrsgeräusche hervorgerufen werden können, die nach dem 
Stand der Technik vermeidbar sind. Die Verkehrslärmschutzverordnung 
(16. BImSchV) nennt in § 1 die Voraussetzungen einer wesentlichen Änderung 
im Sinne des § 41 BImSchG. Demnach ist die Änderung wesentlich, wenn 

1. eine Straße um einen oder mehrere durchgehende Fahrstreifen für den 
Kraftfahrzeugverkehr baulich erweitert wird, oder 

2. durch einen erheblichen baulichen Eingriff der Beurteilungspegel des 
von dem zu ändernden Verkehrsweg ausgehenden Verkehrslärms um 
mindestens 3 dB (A) oder auf mindestens 70 dB (A) tags oder mindes-
tens 60 dB (A) nachts erhöht wird.  

Die vorliegende Planung dient der Schaffung einer neuen örtlichen Verbin-
dungsstraße zwischen zwei Hauptverkehrsstraßen. Aufgrund der zunehmen-
den Verkehrsbelastung der weiter nördlich verlaufenden Lambertstraße soll 
das bestehende Straßennetz daher ergänzt und die Lambertstraße durch die 
Planung entlastet werden.  



In den Einmündungsbereichen der geplanten Verbindungsstraße in die klassi-
fizierten Straßen befinden sich Wohngebäude. Die Gemeinde hat daher die zu 
erwartende Verkehrslärmbelastung durch die geplante Verbindungsstraße für 
die nächstgelegenen Wohnnutzungen gutachterlich ermitteln lassen, um zu 
klären, ob durch den Ausbau Lärmschutzmaßnahmen notwendig werden kön-
nen (s. Anlage 5). Diese werden erforderlich, wenn die Immissionsgrenzwerte 
der 16. BImSchV an den betrachteten Immissionspunkten überschritten wer-
den.  

Im Bereich der vorhandenen Landesstraße (L 30) sind keine neuen Fahrstrei-
fen, sondern nur die Schaffung von Linksabbiegespuren geplant. Dieser ge-
plante Ausbau ist zwar ein baulicher Eingriff im Sinne der 16. BImSchV, dieser 
bauliche Eingriff ist jedoch nicht erheblich i.S.d. der VLärmSchR 97. Es wird 
hierdurch keine wesentliche Änderung der Verkehrslärmsituation hervorgeru-
fen. Eine rechnerische Betrachtung ist nach Aussage des Gutachters daher 
nicht erforderlich (Schalltechnischer Bericht, S. 6).  

Für die neue Planstraße ergeben die Berechnungen, dass an den nächstgele-
genen Fassaden der bestehenden Wohnnachbarschaft sowohl tags und 
nachts wie auch im Tageszeitraum in den typischen Außenwohnbereichen im 
Freien die maßgeblichen Immissionsgrenzwerte der 16. BImSchV unterschrit-
ten werden. Die Berechnungen berücksichtigen dabei auch die zukünftig zu 
erwartende Verkehrsbelastung aus dem nördlich des Gebietes geplanten 
Wohngebiet. Lärmschutzmaßnahmen sind daher nicht erforderlich.  

Das Plangebiet stellt, aufgrund der derzeitigen Nutzung als Straßenverkehrs- 
bzw. Wegefläche oder Landwirtschaftsfläche kein Areal mit hoher Bedeutung 
für die benachbarte Wohnbevölkerung dar. Durch die Lage zwischen zwei 
Hauptverkehrsstraßen ist die Naherholungsfunktion nur gering.  

Von Bedeutung sind jedoch die entlang des Wirtschaftsweges vorhandenen 
Gehölzstrukturen. Diese bleiben am Südrand vollständig erhalten, auch um 
das Plangebiet von Anfang an in die Landschaft einzubinden. An der Nordseite 
können nicht alle Gehölze erhalten werden, jedoch wird ein Erhalt, soweit 
möglich, angestrebt. Zudem sollen hier weitere Anpflanzungen vorgenommen 
werden. Aufgrund des geplanten Fuß- und Radweges kann somit auch für 
Fußgänger und Radfahrer eine attraktive Verbindung geschaffen werden.  

Das Plangebiet befindet sich weder innerhalb des Achtungsabstandes von Be-
triebsbereichen nach der Störfall-Verordnung - 12. Bundesimmissionsschutz-
verordnung (12. BImSchV), noch sind im Plangebiet derartige Betriebe vorge-
sehen. Es ist daher nicht davon auszugehen, dass es durch die vorliegende 
Planung zu einer Zunahme der Gefährdung der Bevölkerung kommt. 



Durch die geplante Festsetzung einer Straßenverkehrsfläche zur Schaffung 
einer Gemeindestraße und Ergänzung des Verkehrswegenetzes werden keine 
erheblichen Beeinträchtigungen für das Landschaftsbild verursacht, da für den 
Bau der Straße eine bereits vorhandene Wegeverbindung in Anspruch ge-
nommen wird und die vorhandenen Baumreihen entlang des Weges fast voll-
ständig erhalten bleiben.  

Die Bäume an der Südseite des Weges bleiben vollständig erhalten und bin-
den den Straßenkörper von Anfang an in das Orts- und Landschaftsbild ein. 
Auf der Nordseite des Weges werden für die Anlage der Straße 25 Bäume 
überplant. Mit der Überplanung von lediglich 25, in der Regel jüngeren Bäu-
men, bleibt im Wesentlichen die das Landschaftsbild prägende, lineare Ge-
hölzstruktur zwischen den beiden Hauptverkehrsstraßen als wertvolles Ele-
ment des Landschaftsbildes erhalten. Durch die Aufweitung der Heidbrücker 
Straße, für die Anlage von Linksabbiegespuren, ergeben sich keine Beein-
trächtigungen für das Landschaftsbild, da hier im Wesentlichen nur der Stra-
ßenseitenraum und ein Streifen der angrenzenden Ackerfläche überplant wird.  

Mit der zusätzlichen Anpflanzung von ca. 44 hochstämmigen Bäumen an der 
Nordseite der neuen Straßenverkehrsfläche und der Bepflanzung des ehema-
ligen Wegekörpers sowie der verbleibenden Dreiecksfläche (bisherige Acker-
fläche) im Bereich der Straßenverschwenkung etwa mittig im Plangebiet mit 
standortgerechten, heimischen Laubgehölzen, werden Beeinträchtigungen 
ausgeglichen und eine landschaftsgerechte Neugestaltung erreicht.  

 

Ein Eingriff in den Boden- und Grundwasserhaushalt wird in erster Linie durch 
die künftige Versiegelung des Straßenkörpers hervorgerufen. Mit der Versie-
gelung gehen bestehende Bodenfunktionen verloren, wie z.B. Filter- und Pro-
duktionsfunktionen. Mit der Inanspruchnahme einer bereits vorhandenen 
Wegeverbindung wird aber auf eine bereits anthropogen veränderte Fläche 
zurückgegriffen und die Überplanung eines noch nicht veränderten oder weni-
ger veränderten Bodens vermieden. Durch die Anlage einer neuen Baumreihe 
an der Nordseite der entstehenden Straße sowie der Anlage von Gehölzstruk-
turen im Bereich des ehemaligen Wegekörpers sowie der verbleibenden Drei-
ecksfläche (bisherige Ackerfläche) im Bereich der Straßenverschwenkung 
kann der Eingriff in den Boden nur z.T. innerhalb des Plangebietes kompen-
siert werden. Es verbleiben erhebliche Beeinträchtigungen des Bodens inner-
halb des Plangebietes. Zur vollständigen Kompensation ist die Zuordnung ex-
terner Kompensationsmaßnahmen erforderlich. 

Mit der Versiegelung der Straßenverkehrsfläche geht Versickerungsfläche ver-
loren. Die Grundwasserneubildung wird in diesen versiegelten Abschnitten 
verringert. Das durch die Planung auf der Straßenfläche zusätzlich anfallende 



Oberflächenwasser soll dem nordöstlich des Plangebietes vorhandenen Re-
genrückhaltebecken, westlich angrenzend zur Landesstraße 30, zugeführt 
werden. Das Becken befindet sich in einer Entfernung von ca. 100 m zum 
Plangebiet, ist ausreichend dimensioniert, um das zusätzlich anfallende Ober-
flächenwasser aufzunehmen bzw. kann bei Bedarf vergrößert werden. Von 
diesem Rückhaltebecken aus wird das Wasser, dem natürlichen Abfluss ent-
sprechend, der nächsten Vorflut zugeleitet. Damit werden Beeinträchtigungen 
der Grundwasserneubildungsrate sowie des Wasserhaushaltes größtenteils 
vermieden. Durch die Zuordnung externer Kompensationsmaßnahmen werden 
sich darüber hinaus positive Auswirkungen auf das Schutzgut Wasser erge-
ben, sodass insgesamt durch die Planung keine erheblichen negativen Beein-
trächtigungen verbleiben.  

Eine Verschärfung der Entwässerungssituation ist durch die geplante Stra-
ßenbaumaßnahme daher nicht zu erwarten.  

 

Durch die Versiegelung des Bodens und dem damit verbundenen Verlust an 
Vegetationsfläche kann es kleinräumig zu einer stärkeren und schnelleren Er-
wärmung kommen.  

Der überwiegende Teil der vorhandenen Bäume südlich und nördlich der neu-
en Straßenverkehrsfläche bleibt aber weiterhin für ein positives Kleinklima und 
eine positive Luftqualität erhalten.  

Durch die Neuanpflanzung von Einzelbäumen am nördlichen Rand der Stra-
ßenverkehrsfläche und die Anpflanzungen im Bereich des ehemaligen Wege-
körpers sowie der verbleibenden Dreiecksfläche (Ackerfläche) im Bereich der 
Straßenverschwenkung wird zudem auch neue vertikale Verdunstungsstruktur 
geschaffen. Diese Gehölzanpflanzungen wirken sich positiv auf das Kleinklima 
(Luftbefeuchtung) und die Luftqualität (z.B. Ausfilterung von Schadstoffen) 
aus, sodass damit die negativen Auswirkungen durch die Flächenversiegelung 
z.T. minimiert werden. Des Weiteren dienen die Neuanpflanzungen den Erfor-
dernissen des Klimaschutzes, indem sie dem Klimawandel entgegenwirken 
(z.B. durch Bindung von CO2). Damit wird dem Grundsatz nach § 1a Abs. 5 
BauGB entsprochen.  

Insgesamt werden durch die Begrenzung der Straßenbreite auf das unbedingt 
erforderliche Maß bei gleichzeitiger Neuanlage von Gehölzstrukturen und dem 
überwiegenden Erhalt der vorhandenen Baumreihen entlang der Straßenver-
kehrsfläche keine erheblichen Beeinträchtigungen des Schutzgutes hervorge-
rufen.  

Darüber hinaus führen die zum Ausgleich der Beeinträchtigungen des Schutz-
gutes Boden geplanten externen Kompensationsmaßnahmen auch zu einer 
Aufwertung für das Schutzgut Klima/Luft. Insgesamt verbleiben somit keine 
erheblichen Beeinträchtigungen.  

 



Der Eingriff in das Schutzgut Arten und Lebensgemeinschaften wird im We-
sentlichen durch die Überplanung einer vorhandenen Wegeparzelle, seitlichen 
Böschungsflächen, die mit Stieleichen bestanden sind sowie einer vorhande-
nen Straßenverkehrsfläche verursacht. 

Die Regelungen des Bundesnaturschutzgesetzes zum speziellen Artenschutz 
unterscheiden zwischen besonders geschützten Arten und streng geschützten 
Arten, wobei alle streng geschützten Arten zugleich zu den besonders ge-
schützten Arten zählen (d.h. die streng geschützten Arten sind eine Teilmenge 
der besonders geschützten Arten). 

Welche Arten zu den besonders geschützten Arten bzw. den streng geschütz-
ten Arten zu rechnen sind, ist in § 7 Abs. 2 Nrn. 13 und 14 BNatSchG geregelt: 

• besonders geschützte Arten:  

a) Tier- und Pflanzenarten, die in Anhang A oder Anhang B der Verord-
nung (EG) Nr. 338/97 des Rates vom 9. Dezember 1996 über den 
Schutz von Exemplaren wildlebender Tier- und Pflanzenarten durch 
Überwachung des Handels (Abl. L 61 vom 3.3.1997, S. 1, L 100 vom 
17.4.1997, S. 72, L 298 vom 1.11.1997, S. 70, L 113 vom 27.4.2006, 
S. 26), die zuletzt durch die Verordnung (EG) Nr. 318 / 2008 (Abl. L 95 
vom 8.4.2008, S. 3) geändert worden ist, aufgeführt sind,  

b) Nicht unter Buchstabe a fallende  

aa) Tier- und Pflanzenarten, die in Anhang IV der Richtlinie 92/43/EWG 
aufgeführt sind,  

bb) europäische Vogelarten,  

c) Tier- und Pflanzenarten, die in einer Rechtsverordnung nach § 54 
Absatz 1 aufgeführt sind; 

 

• streng geschützte Arten:  

besonders geschützte Arten, die 

a) in Anhang A der Verordnung (EG) Nr. 338/97, 

b) in Anhang IV der Richtlinie 92/43/EWG, 

c) in einer Rechtsverordnung nach § 54 Absatz 2  

aufgeführt sind; 

 

Den europäischen Vogelarten – das sind alle einheimischen Vogelarten – 
kommt im Schutzregime des § 44 Abs. 1 BNatSchG eine Sonderstellung zu: 
Gemäß den Begriffsbestimmungen zählen sie zu den besonders geschützten 
Arten, hinsichtlich der Verbotstatbestände sind sie jedoch den streng ge-
schützten Arten gleichgestellt. Weiterhin sind einzelne europäische Vogelarten 



über die Bundesartenschutzverordnung oder Anhang A der EG-Verordnung 
338/97 als streng geschützte Arten definiert. 

• Ausnahme- und Befreiungsmöglichkeiten 

Gemäß § 45 Abs. 7 BNatSchG können im Einzelfall von den nach Landesrecht 
zuständigen Behörden weitere Ausnahmen von den Verboten des § 44 Abs. 1 
BNatSchG zugelassen werden. Dies ist u. a. aus zwingenden Gründen des 
überwiegenden öffentlichen Interesses einschließlich solcher sozialer und wirt-
schaftlicher Art möglich. 

Eine Ausnahme darf jedoch nur zugelassen werden, wenn zumutbare Alterna-
tiven nicht gegeben sind und sich der Erhaltungszustand der Populationen ei-
ner Art nicht verschlechtert, soweit nicht Artikel 16 Abs. 1 der Richtlinie 
92/43/EWG weitergehende Anforderungen enthält. 

Bauphase  

Während der Bauphase kann es insbesondere durch den Baustellenverkehr 
und die Bodenarbeiten und den damit verbundenen Störungen zu Beeinträch-
tigungen für die Fauna kommen. Um diese Störungen bzw. Beeinträchtigun-
gen für die Fauna des Gebietes zu vermeiden, dürfen die Bauvorbereitungen 
und erforderliche Baumfällungen nur in den Wintermonaten durchgeführt wer-
den.  

 

Im Bereich der gegebenenfalls zu fällenden Bäume sind nach den bisherigen 
Ergebnissen keine Brutvogel-Arten vertreten, für die bei Entfernung des Nest-
standortes ein artenschutzrechtlicher Konflikt eintritt oder eine Kompensation 
zu erfolgen hat.  

Des Weiteren lässt sich aus der bisherigen Kartierung der Fledermäuse kein 
Konflikt mit der Straßenplanung ableiten. Aus Vorsorgegründen sollte zum 
Fledermausschutz eine Bauzeitenregelung für die Fällung der Bäume einge-
halten werden.  

Um Störungen bzw. Beeinträchtigungen für die Fauna des Gebietes zu ver-
meiden, dürfen die Bauvorbereitungen insbesondere erforderliche Baumfäl-
lungen nur außerhalb der Brutzeit der Vögel und der Hauptaktivitätsphase der 
Fledermäuse, d.h. nicht in der Zeit vom 1. März bis zum 31. Oktober, erfolgen.  

 

Die o.g. Schutzgüter stehen in Beziehung zueinander. Die getroffenen Fest-
setzungen und Maßnahmen können daher auf das eine Schutzgut positive, auf 
das andere jedoch negative Auswirkungen haben. Nachfolgend wird das aus 
der vorliegenden Planung resultierende Wirkungsgefüge beschrieben.  

Mit der Planung werden überwiegend vorhandene Straßenabschnitte bzw. 
Wegetrassen überplant. Der Bebauungsplan schließt dabei neben den für die 



eigentliche Straßentrasse und die Linksabbiegespuren benötigten Flächen 
auch weitere Flächen, z.B. für Entwässerungsgräben oder straßenbegleitende 
Grünflächen, mit ein. In geringem Umfang wird zu diesem Zweck auch in an-
grenzende, z.B. landwirtschaftlich genutzte Flächen, eingegriffen. Im Gebiet 
vorhandene Gehölzstrukturen sollen, soweit möglich, erhalten bleiben, um die 
Straßentrasse von Anfang an in die Landschaft einzubinden.  

Insgesamt wird daher mit der vorliegenden Planung das Wirkungsgefüge der 
Schutzgüter von Natur und Landschaft nicht erheblich beeinträchtigt.  

 

Mit der Realisierung einer neuen Gemeindestraße am vorliegenden Standort 
ist kein besonderes Unfall- und Katastrophenrisiko verbunden. Der Ausbau der 
Trasse und die Anbindung an die Hauptverkehrsstraßen erfolgt entsprechend 
den verkehrsrechtlichen Vorgaben und Regelungen. Die Planung verursacht 
keine besonderen Risiken für die menschliche Gesundheit und für das Öko-
system. 

 

Im Plangebiet und angrenzend sind keine Objekte von kulturgeschichtlicher 
Bedeutung bekannt. Inwieweit archäologische Fundstücke /Bodendenkmale im 
Boden verborgen sind, kann im Voraus nicht geklärt werden. Die gesetzlichen 
Vorschriften zum Umgang mit Bodenfunden werden beachtet.  

In den Bebauungsplan ist folgender Hinweis aufgenommen: 

„Sollten bei den geplanten Bau- und Erdarbeiten ur- oder frühgeschichtliche 
Bodenfunde gemacht werden, sind diese unverzüglich einer Denkmalschutz-
behörde, der Gemeinde oder einem Beauftragten für die archäologische 
Denkmalpflege anzuzeigen (§ 14 Abs. 1 NDSchG). Die Untere Denkmal-
schutzbehörde des Landkreises Emsland ist telefonisch unter der Rufnummer 
(05931) 44-0 zu erreichen.  

Bodenfunde und Fundstellen sind bis zum Ablauf von 4 Werktagen nach der 
Anzeige unverändert zu lassen bzw. für ihren Schutz ist Sorge zu tragen, 
wenn nicht die Denkmalschutzbehörde vorher die Fortsetzung der Arbeiten 
gestattet (§ 14 Abs. 2 NDSchG). 

 

Bei der Prüfung der Wechselwirkungen ist entsprechend den Anforderungen 
von § 1 (6) Nr. 7 i BauGB das übergreifende Verhältnis zwischen Naturhaus-
halt und Landschaft, den Menschen sowie den Sach- und Kulturgütern, soweit 
sich diese durch die Planung wechselseitig beeinflussen, zu erfassen.  

Wie aus den vorangegangenen Kapiteln hervorgeht, entstehen durch die Pla-
nung, insbesondere bei Berücksichtigung der Maßnahmen zur Vermeidung, 



Verringerung und zum Ausgleich von Beeinträchtigungen auf den überwiegen-
den Teil der zu betrachtenden Bestandteile der Umwelt keine erheblichen ne-
gativen Auswirkungen.  

Mit der geplanten Schaffung einer neuen Gemeindestraße als Verbindung 
zwischen zwei Hauptverkehrsstraßen und als Erschließungsstraße für ein zu-
künftig geplantes Wohngebiet entstehen somit keine neuen weitergehenden 
Beeinträchtigungen zwischen den Belangen des Umweltschutzes (Naturhaus-
halt und Landschaft, Mensch, Sach- und Kulturgüter), die sich so auswirken, 
dass negative Rückwirkungen zu erwarten wären. Erhebliche Wechselwirkun-
gen treten damit nicht auf.   

 

Der östliche Teil des Plangebietes wird durch einen Abschnitt der Landesstra-
ße 30 gebildet. Westlich des Plangebietes verläuft die Kreisstraße 116. Durch 
diese Straßen ist für die angrenzend vorhandene Bebauung, insbesondere 
hinsichtlich möglicher Lärmemissionen, eine Vorbelastung gegeben. Durch die 
vorliegende Planung ist für Wohngebäude an den Anknüpfungspunkten mit 
weiteren Lärmemissionen zu rechnen, da diese nun an einer weiteren Gebäu-
deseite an eine Straßenverkehrsfläche angrenzen.  

Zudem ist vorgesehen, in einem separaten Bauleitplanverfahren nördlich der 
Planstraße ein allgemeines Wohngebiet zu entwickeln, welches über die ge-
plante Straßentrasse erschlossen werden soll. Die dadurch im Bereich der 
vorhandenen Wohnnutzungen zu erwartende Verkehrsbelastung wurde gut-
achterlich ermittelt (s. Anlage 5 und Kap. 4.4.1.2) 

Diese ergab, dass die bei einer Straßenneuplanung relevanten Grenzwerte 
der Verkehrslärmschutzverordnung an allen Fassaden der nächstgelegenen 
Wohnnachbarschaft tags und nachts wie auch im Tageszeitraum in den typi-
schen Außenwohnbereichen im Freien unterschritten werden und Maßnahmen 
daher nicht erforderlich sind. Damit ist sichergestellt, dass sich aus der Kumu-
lation von Vor- und Zusatzbelastung für die maßgeblichen Immissionsorte kei-
ne unzumutbaren Auswirkungen ergeben.  

 

Für das Plangebiet selbst und das unmittelbare Umfeld des Plangebietes sind 
gemäß den Umweltkarten von Niedersachsen des Ministeriums für Umwelt, 
Energie und Klimaschutz keine Schutzgebiete i.S.d. BNatSchG dargestellt. 
Auch liegt das Plangebiet nicht innerhalb oder angrenzend zu einem Gebiet 
von gemeinschaftlicher Bedeutung (FFH-Gebiet) oder einem EU-Vogelschutz-
gebiet.  

 

 



Unter Berücksichtigung, dass die Bauvorbereitungen, insbesondere erforderli-
che Baumfällungen, nur außerhalb der Brutzeit der Vögel und der Hauptaktivi-
tätsphase der Fledermäuse, d.h. nicht in der Zeit vom 1. März bis zum 31. Ok-
tober durchgeführt werden, kann der Verbotstatbestand gem. § 44 Abs. 1 
BNatSchG sicher ausgeschlossen werden.  

 

Der sachgerechte Umgang mit Abfällen und Abwässern (§ 1 (6) Nr. 7 e 
BauGB) ist im vorliegenden Fall nicht von Belang.  

Die Nutzung von erneuerbaren Energien sowie die sparsame und effiziente 
Nutzung von Energie (§ 1 (6) Nr. 7 f BauGB) zur Vermeidung weiterer Emissi-
onen ist ebenfalls nicht Zielsetzung oder Bestandteil des vorliegenden Bebau-
ungsplanes. 

Gemäß § 1 (6) Nr. 7 h BauGB ist die Erhaltung der bestmöglichen Luftqualität 
in Gebieten, in denen die durch Rechtsverordnung zur Erfüllung von binden-
den Beschlüssen der Europäischen Gemeinschaft festgelegten Immissions-
grenzwerten nicht überschritten werden, als Belang im Sinne des Vorsorge-
prinzips, zu berücksichtigen. Mit der vorliegenden Planung soll eine neue Ver-
bindungsstraße zwischen zwei Hauptverkehrsstraßen geschaffen und die 
Landesstraße durch Linksabbiegespuren ergänzt werden. Durch diese Pla-
nung soll das bestehende Verkehrsnetz und insbesondere die weiter nördlich 
verlaufende Lambertstraße entlastet werden. Durch die Planung ist daher von 
keinem wesentlichen Anstieg der Fahrzeugzahlen in Esterwegen, sondern le-
diglich von einer Umverteilung der Verkehrsmengen auszugehen. Durch die 
Planung sind wesentliche Veränderungen der Luftqualität somit nicht zu erwar-
ten.  

 

 

Das Plangebiet umfasst im Osten einen Teilabschnitt der Heidbrücker Straße 
(L 30). Im Westen schließt es an die Kreisstraße 116 an. Mit der Planung wird 
eine neue Verkehrsverbindung zwischen diesen Hauptverkehrsstraßen ge-
schaffen.  

Die Ermittlung der zu erwartenden Verkehrslärmsituation, welche auch die Be-
lastung berücksichtigt, welche durch das zukünftig nördlich angrenzend ge-
plante Wohngebiet zu erwarten ist, hat ergeben, dass für die angrenzend im 
Außenbereich gelegene Wohnbebauung die maßgeblichen Grenzwerte der 
16.BImSchV eingehalten werden. Lärmschutzmaßnahmen aufgrund der vor-
liegenden Planung sind daher nicht erforderlich. 



Um Beeinträchtigungen für Natur und Landschaft soweit möglich zu vermei-
den, bleiben die vorhandenen Stieleichen randlich der künftigen Straßenver-
kehrsfläche zum überwiegenden Teil erhalten und werden durch eine Neuan-
pflanzung von hochstämmigen Stieleichen ergänzt. Des Weiteren wird die 
Breite der versiegelten Straßenverkehrsfläche auf das unbedingt erforderliche 
Maß begrenzt. Beeinträchtigungen des Wasserhaushaltes werden durch 
Rückhaltung des Oberflächenwassers in einem nahegelegenen Regenrückhal-
tebecken vermieden.  

 

Durch die Bauleitplanung werden im Plangebiet Maßnahmen vorbereitet bzw. 
ermöglicht, deren Durchführung den Eingriffstatbestand gem. § 14 Bundesna-
turschutzgesetz (BNatSchG) erfüllen. Die Eingriffe stellen z.T. erhebliche Be-
einträchtigungen des Naturhaushaltes und des Orts- und Landschaftsbildes 
dar. 

Nach § 15 (1) und (2) BNatSchG ist der Verursacher eines Eingriffs verpflich-
tet, vermeidbare Beeinträchtigungen von Natur und Landschaft zu unterlassen 
sowie unvermeidbare Beeinträchtigungen durch Maßnahmen des Naturschut-
zes und der Landschaftspflege vorrangig auszugleichen oder zu ersetzen.  

Der § 18 Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) regelt das Verfahren bei Ein-
griffen in Natur und Landschaft im Verhältnis zum Baurecht. Sind auf Grund 
der Aufstellung, Ergänzung oder Aufhebung von Bauleitplänen Eingriffe in Na-
tur und Landschaft zu erwarten, ist gemäß § 18 BNatSchG über die Vermei-
dung, den Ausgleich und den Ersatz nach den Vorschriften des Baugesetzbu-
ches zu entscheiden. 

Das Baugesetzbuch (BauGB) stellt in § 1a (ergänzende Vorschriften zum Um-
weltschutz) die entsprechenden Vorschriften auf. Danach heißt es in § 1a 
Abs. 3 BauGB: „Die Vermeidung und der Ausgleich voraussichtlich erheblicher 
Beeinträchtigungen des Landschaftsbildes sowie der Leistungs- und Funkti-
onsfähigkeit des Naturhaushaltes in seinen in § 1 Abs. 6 Nr. 7 Buchstabe a 
bezeichneten Bestandteilen (Eingriffsregelung nach dem Bundesnaturschutz-
gesetz) sind in der Abwägung nach § 1 Abs. 7 BauGB zu berücksichtigen“ und 
„ein Ausgleich ist nicht erforderlich, soweit die Eingriffe bereits vor der planeri-
schen Entscheidung erfolgt sind oder zulässig waren.“  

Die Ermittlung des Eingriffs und des erforderlichen Ausgleichs im Rahmen der 
vorliegenden Bauleitplanung erfolgt nach diesen Vorschriften. 

Die durch diese Planung entstehenden Eingriffe werden durch verschiedene, 
in den vorherigen Kapiteln schutzgutbezogen aufgelistete Maßnahmen z.T. 
vermieden bzw. ausgeglichen, sodass die Beeinträchtigung des Landschafts-
bildes und des Naturhaushaltes auf ein unbedingt notwendiges Maß reduziert 
wird. 



Grundsätzlich ist ein Eingriff unzulässig, wenn die Belange des Natur- und 
Landschaftsschutzes überwiegen. Dieses ist in der Regel in Gebieten der Fall, 
in denen die Voraussetzungen eines Schutzes nach den §§ 23 – 30 Bun-
desnaturschutzgesetz (BNatSchG) erfüllt sind. Das Plangebiet erfüllt nicht die-
se Voraussetzungen. 

Weil auch andere für den Naturschutz wertvolle Elemente, die als selten oder 
gefährdet einzustufen sind, nicht in Anspruch genommen bzw. überplant wer-
den und die Sicherstellung eines leistungsfähigen Verkehrswegenetzes einen 
bedeutsamen öffentlichen Belang darstellt, sind nach Überzeugung der Ge-
meinde Esterwegen die hier vorbereiteten Eingriffe letztendlich zulässig.  

 

Im Folgenden werden die sich aus der Planung ergebenden Eingriffe und 
Maßnahmen mit dem Bestand verglichen und bewertet, um die Plausibilität 
nachvollziehbar, also auch zahlenmäßig vergleichbar zu machen.  

Hierfür wird die "Arbeitshilfe zur Ermittlung von Ausgleichs– und Ersatzmaß-
nahmen in der Bauleitplanung des Niedersächsischen Städtetages" (2013) 
zugrunde gelegt. Nachfolgend gilt die Formel:  

Fläche in qm x Wertfaktor (WF) = Werteinheiten (WE) 

 

In der folgenden Tabelle werden alle Biotope aufgeführt, die durch die Planung 
unmittelbar beeinträchtigt werden. Dabei werden die Biotope innerhalb des 
Geltungsbereichs flächenmäßig erfasst. Diese Biotope innerhalb des Gel-
tungsbereichs wurden in den vorangegangenen Kapiteln beschrieben.  

Die angrenzenden Biotopstrukturen werden lediglich mit ihrer Wertigkeit er-
fasst, um aufzeigen zu können, ob oder in welchem Ausmaß die Strukturen 
eine Beeinträchtigung erfahren.  

Entsprechend dem Städtetagmodell wird den Biotopen innerhalb und angren-
zend zum Plangebiet der jeweilige Wertfaktor zugeordnet.  

Werden die Biotopflächen mit ihren Wertfaktoren multipliziert, ergeben sie in 
der Summe den Eingriffsflächenwert.  

Die Beeinträchtigungen setzen mit Beginn der Bauphase (Erschließungsmaß-
nahmen) ein. Im Rahmen der Bauphase werden die aufgeführten Biotope ent-
sprechend ihrer künftigen Nutzung umgestaltet.  

 

 

 



  

 1 WF 1.210 WE  

 2 WF 5.690 WE  

 2 WF 750 WE  

 2 WF 780 WE  

 

 

  

 

   

          5m Kronendurchmesser (je 30qm) 420 qm 3 WF 1.260 WE  

          5m Kronendurchmesser (je 20qm) 220 qm 2 WF 440 WE  

 1 WF 2.200 WE  

 2 WF 220 WE  

 1 WF 360 WE  

 0 WF 0 WE  

 

 

  

 

   

             Seitenstreifen (halbruderal) 580 qm 1 WF 580 WE  

             Acker (Straßenerweiterung) 190 qm 1 WF 190 WE  

             bleibt unverändert 3.110 qm 

 

  

 

   

 1 WF 380 WE  

          

 

 

  

 

  

 

   

            

 

  

  

   

                    versiegelt bzw. bebaut 

 

  0 WF 0 WE  

                    Gartenflächen 

 

  1 WF 

 

   

 

 

  0 WF 0 WE  

            

 
        

 

 
        

 

      

In den vorangegangenen Kapiteln wurden Maßnahmen zur Vermeidung und 
zum Ausgleich des Eingriffs schutzgutbezogen beschrieben. Zusammenge-
fasst sind dieses: der weitestgehende Erhalt der randlich vorhandenen Baum-
strukturen, insbesondere am südlichen Rand des Plangebietes, die Neuan-
pflanzung von hochstämmigen Stieleichen vor allem am nördlichen Rand der 
Straßenverkehrsfläche sowie die Pflanzung von Gehölzstrukturen im Bereich 
des ehemaligen Wegekörpers sowie der verbleibenden Dreiecksfläche (Acker-
fläche) im Bereich der Straßenverschwenkung.  



Den neu entstehenden Biotoptypen wird entsprechend ihrer künftigen Wertig-
keit ein Wertfaktor nach dem Städtetagmodell zugeordnet. Sie werden in der 
nachfolgenden Tabelle aufgeführt. Die Flächen der aufgeführten Nutzungsar-
ten / Biotoptypen werden mit den zugeordneten Wertfaktoren multipliziert und 
ergeben dann addiert den Kompensationswert.  

0 WF 0 WE 

0 WF 0 WE 

1 WF 375 WE 

1 WF 2.555 WE 

qm 

 

  

 

  

         zusätzlich befestigt 460 qm 0 WF 0 WE 

unbefestigter Seitenstr. 310 qm 1 WF 310 WE 

  bleibt unverändert 3.110 qm 

 

  

 

  

3 WF 1.140 WE 

Pfl. von 44 Stieleichen 440 qm 2 WF 880 WE 

                

  

 

  

 

  

             

  

  

                   versiegelt bzw. bebaut   0 WF 0 WE 

                   Gartenflächen   1 WF 

 

  

  0 WF 0 WE 

          

        

        

    
 

Innerhalb des Plangebietes entsteht durch Vermeidungsmaßnahmen und in-
terne Ausgleichsmaßnahmen ein Kompensationswert von . Gegen-
über dem Eingriffsflächenwert  verbleibt ein Kompensationsdefizit 
von  sodass externe Kompensationsmaßnahmen notwendig wer-
den.  

 

Für den Ausgleich des verbleibenden Kompensationsdefizites steht der Ge-
meinde Esterwegen das Flurstück 4/5 der Flur 51, Gemarkung Esterwegen zur 
Verfügung. Das Flurstück befindet sich im Eigentum der Gemeinde Esterwe-
gen. 



Das Flurstück in einer Größe von 14.367 qm unterliegt einer intensiven Grün-
landbewirtschaftung. Die umliegenden Flächen werden ebenfalls landwirt-
schaftlich genutzt, wobei im Süden das Naturschutzgebiet Melmmoor / Kuh-
dammmoor anschließt. Eine Ortsbesichtigung seitens der Unteren Natur-
schutzbehörde am 29.07.2009 hat ergeben, dass das Flurstück als Kompen-
sationsfläche geeignet ist.  

Das Flurstück ist entsprechend dem Städtetagmodell im Ist-Zustand mit dem 
Wertfaktor 2 WF zu bewerten. Als Kompensationsmaßnahme ist nach Auffas-
sung der Unteren Naturschutzbehörde eine extensive Bewirtschaftung nach 
den Auflagen einer extensiven Grünlandnutzung denkbar. Aufgrund der Lage 
und der Größe des Flurstücks wird eine Aufwertung von 1 WF festgelegt. Die 
Aufwertung um 1 WF ist gerechtfertigt, da das Flurstück doch eher kleinflächig 
ist und nur eine geringe Wechselwirkung zum benachbarten Naturschutzgebiet 
aufweist. Die Verhältnismäßigkeiten gegenüber geeigneteren und größeren 
Flächen bedingen eine Aufwertung um 1 WF.  

Im Bereich dieses Flurstücks stehen somit 14.367 WE für eine Kompensation 
bereit.  

Diese Kompensationsfläche wurde bereits für die Kompensation folgender 
Eingriffe in Anspruch genommen:  

 

 Lade- und Löschstelle am Küstenkanal       500 qm /    500 WE 

 BBP Nr. 24 „Heidbrücker Feld – Erweiterung“  3.426 qm / 3.426 WE 

 

Im Bereich des Flurstücks stehen somit zurzeit noch 10.441 qm / 10.441 WE 
für eine Kompensation zur Verfügung.  

Von diesen Werteinheiten werden entsprechend dem vorliegenden Defizit 
8.800 WE für die vorliegende Planung verwendet und dem vorliegenden Be-
bauungsplan als Kompensationsmaßnahme zugeordnet. Es verbleiben somit 
noch 1.641 WE, die für eine Kompensation anderweitiger Eingriffe zur Verfü-
gung stehen.  

 

Innerhalb des Plangebietes liegt ein Kompensationswert von 5.260 WE vor. 
Nach Abzug des Kompensationswertes vom Eingriffsflächenwert (14.060 WE) 
verbleibt ein Kompensationsdefizit von 8.800 WE.  

Dieses Defizit wird durch die im Bereich des Flurstücks 4/5 der Flur 51, Ge-
markung Esterwegen, zur Verfügung stehenden Werteinheiten kompensiert. 
Dem vorliegenden Bebauungsplan Nr. 64 werden 8.800 WE der zur Verfügung 
stehenden 10.441 WE zugeordnet, sodass im Bereich dieses Flurstücks noch 
1.641 WE für die Kompensation anderweitiger Eingriffe zur Verfügung stehen.  

Unter Berücksichtigung der Vermeidungs-, Ausgleichs- und der externen 
Kompensationsmaßnahmen geht die Gemeinde Esterwegen davon aus, dass 



der durch den Bebauungsplan Nr. 64 ermöglichte Eingriff in das Landschafts-
bild und in den Naturhaushalt ausgeglichen werden kann und somit den Be-
langen von Natur und Landschaft gemäß § 1 (6) Ziffer 7 BauGB entsprochen 
ist. 

 

Gemäß § 1a (1) Satz 1 BauGB soll mit Grund und Boden sparsam umgegan-
gen und es sollen insbesondere die Möglichkeiten der Städte und Gemeinden 
zur Wiedernutzbarmachung und Nachverdichtung genutzt werden. Landwirt-
schaftlich, als Wald oder für Wohnzwecke genutzte Flächen sollen nur in not-
wendigem Umfang umgenutzt werden.  

Erfordernis, Anlass und Ziel der Planung sind unter Punkt 1.2 beschrieben. 
Durch die Planung soll eine neue Verbindungsstraße zwischen der L 30 und 
der K 116 geschaffen werden. Diese soll das bestehende gemeindliche Stra-
ßennetz ergänzen, bestehende Straßen entlasten und für die weitere Sied-
lungsentwicklung als Erschließungsstraße herangezogen werden. Für die Pla-
nung werden hauptsächlich bereits verkehrlich genutzte Flächen (Abschnitt 
Landesstraße, Wirtschaftsweg) in Anspruch genommen, welche jedoch aus-
geweitet bzw. verkehrsgerecht ausgebaut werden müssen. Hierfür wird in ge-
ringem Umfang auch in daran angrenzende Flächen eingegriffen. An der L 30 
und K 116 werden neue Einmündungsbereiche geschaffen.  

Der vorhandene Baumbestand kann, insbesondere südlich der geplanten 
Straßentrasse, weitestgehend erhalten bleiben und die Straße von Anfang an 
in die Landschaft einbinden. Die an der Nordseite vorhandenen Gehölzstruktu-
ren können nicht vollständig erhalten werden, es werden jedoch Neuanpflan-
zungen vorgesehen. Der verbleibende Eingriff in Natur und Landschaft kann 
extern ausgeglichen werden.  

Die Gemeinde Esterwegen ist daher der Auffassung, dass der Bodenschutz-
klausel sowohl im Hinblick auf die erforderliche Ausweisung als auch im Hin-
blick auf die konkrete Ausgestaltung ausreichend Rechnung getragen ist.  

 

Das Plangebiet befindet sich weder innerhalb des Achtungsabstandes von Be-
triebsbereichen nach der Störfall-Verordnung - 12. Bundesimmissionsschutz-
verordnung (12. BImSchV), noch sind im Plangebiet derartige Betriebe vorge-
sehen. Im Plangebiet sind daher keine Auswirkungen, aufgrund der Anfälligkeit 
der nach dem Bebauungsplan zulässigen Vorhaben für schwere Unfälle oder 
Katastrophen zu erwarten.  

 



Bei der Alternativprüfung sind die Ziele und der Geltungsbereich des Bebau-
ungsplanes zu berücksichtigen. Der Gesetzgeber hat damit klargestellt, dass 
es im Rahmen der verbindlichen Bauleitplanung nicht um Standortalternativen 
an Standorten außerhalb des Plangebietes geht. Zu prüfen sind nur plankon-
forme Alternativen, ob die Planungsziele auch in anderer oder schonenderer 
Weise umgesetzt werden könnten (vgl. Muster Einführungserlass zum EAG-
Bau Fachkommission Städtebau am 1. Juli 2004 oder U. Kuschnerus, Der 
sachgerechte Bebauungsplan, RN 737 VHW-Verlag, 4. Aufl., Dezember 
2010). 

Wie in Kap. 3.1 beschrieben, wurde im Vorfeld der vorliegenden Planung auf 
der Lambertstraße eine nicht unwesentliche Zunahme der Verkehrsmengen 
beobachtet. Diese Straße hält daher voraussichtlich der heutigen Belastung 
auf Dauer nicht stand. Deshalb ist eine Ergänzung des Verkehrswegenetzes 
erforderlich.  

Eine alternative Streckenführung steht nicht zur Verfügung, da insbesondere 
entlang der Kreisstraße 116 die angrenzenden Flächen fast vollständig bebaut 
sind. Die nächstgelegene Wegeparzelle verläuft ca. 600 m weiter südlich und 
weist zur Lambertstraße und der Ortslage mit ca. 850 m eine zu große Entfer-
nung auf, um für die Lambertstraße eine Entlastung zu erreichen. Zudem 
müsste dann das geplante Wohngebiet südlich der Lambertstraße ebenfalls 
über diese Straße erschlossen werden und würde sie zusätzlich belasten. 

Andere Möglichkeiten einer Neuanbindung zur Umsetzung der genannten Zie-
le bieten sich somit nicht an. Die Realisierung einer Gemeindestraße innerhalb 
einer vorhandenen Wegeparzelle stellt zudem eine städtebaulich sinnvolle 
Vorgehensweise dar, sodass die Planung insgesamt als angemessene und 
sinnvolle Lösung anzusehen ist. 

 

Die Beurteilung der Auswirkungen der Planung auf Natur und Landschaft er-
folgte verbalargumentativ. Im Rahmen der Eingriffsregelung kam die „Arbeits-
hilfe zur Ermittlung von Ausgleichs– und Ersatzmaßnahmen in der Bauleitpla-
nung des Niedersächsischen Städtetages (2013)" zur Anwendung.  

Die Auswirkungen der Planung (zu erwartende Verkehrslärmsituation) wurden 
durch die Ingenieurgesellschaft Zech durch Berechnung auf Grundlage der 
RLS-90 „Richtlinien für den Lärmschutz an Straßen“ ermittelt und nach der 
16. BImSchV bewertet. 

Zur Beurteilung der Bedeutung des Plangebietes für die Fauna ist eine spezi-
elle artenschutzrechtliche Prüfung auf der Grundlage des vorliegenden Faunis-
tischen Fachbeitrages durchgeführt worden. 



Weitere Untersuchungen, z.B. in Bezug auf in das Plangebiet einwirkende 
Immissionen, waren aufgrund der geplanten Nutzung (Straßenverkehrsfläche) 
nicht durchzuführen.  

Schwierigkeiten bei der Erhebung der Grundlagen haben sich nicht ergeben. 

 

Erhebliche und nicht ausgleichbare Umweltauswirkungen sind bei Beachtung 
der getroffenen Regelungen und Festsetzungen durch die Planung nicht zu 
erwarten.  

Die Durchführung der externen Kompensationsmaßnahmen erfolgt durch die 
Gemeinde auf einer Fläche, die sich im Eigentum der Gemeinde befindet und  
für die geplanten Maßnahmen dauerhaft zur Verfügung steht. Die Gemeinde 
Esterwegen wird regelmäßig, d.h. mindestens alle 5 Jahre eine Überprüfung 
der Maßnahmen vornehmen. 

 

Im Nachfolgenden werden die aus der Planung resultierenden Auswirkungen 
in Bezug auf die Umwelt und ihre Erheblichkeit zusammengefasst dargestellt. 

Durch die geplante Festsetzung einer Straßenverkehrsfläche zur Schaffung 
einer Gemeindestraße und Ergänzung des Verkehrswegenetzes ergeben sich 
Veränderungen der Gestalt oder Nutzung von Grundflächen. Diese sind je-
doch bei Städtebauprojekten i.d.R. immer gegeben.  

Aufgrund der hohen Verkehrsbelastung der Lambertstraße soll, insbesondere 
vor dem Hintergrund der südlich der Straße geplanten weiteren Siedlungsent-
wicklung, das gemeindliche Straßennetz erweitert werden. Für die Straßen-
trasse kann in wesentlichen Teilen auf eine bestehende, jedoch auszubauen-
de Wegetrasse zurückgegriffen werden. Durch die geplante Verbindungsstra-
ße wird der Versiegelungsgrad erhöht und die vorhandenen Gehölzstrukturen 
werden z.T. überplant. Insbesondere an der Südseite der geplanten Straße 
bleiben die Gehölzstrukturen jedoch weitestgehend erhalten. Diese werden 
durch Anpflanzungen an der Nordseite ergänzt.  

Die durch die geplanten Eingriffe verbleibenden Beeinträchtigungen von Arten 
und Lebensgemeinschaften sowie des Bodens durch die Versiegelung werden 
auf externen Kompensationsflächen ausgeglichen. Durch die Anlage von sied-
lungsnahen Gehölzstrukturen und die Zuordnung der externen Kompensati-
onsmaßnahmen verbleiben keine erheblichen Beeinträchtigungen des Land-
schaftsbildes, der Arten und Lebensgemeinschaften und des Klimas bzw. der 
Luft.  

Im Bereich der Landesstraße (L 30) sind keine neuen Fahrstreifen, sondern 
nur die Schaffung einer Linksabbiegespur geplant. Diese können innerhalb 
des bestehenden Verkehrsgrundstückes realisiert werden. Durch die Planung 



ist auf der L 30 von keinem wesentlichen Anstieg der Fahrzeugzahlen, son-
dern lediglich von einer Umverteilung der Verkehrsmengen auszugehen. 

Das anfallende Oberflächenwasser kann einer im Nahbereich vorhandenen 
Regenwasserrückhalteanlage zugeführt werden, sodass eine wesentliche Ver-
schärfung der Entwässerungssituation nicht zu erwarten ist.  

In Bezug auf den Menschen ergeben sich durch die geplante Straße im Ver-
gleich zur bisherigen Situation keine unzumutbaren negativen Auswirkungen. 
Die im Bereich der nächstgelegenen Wohngebäude errechnete Verkehrslärm-
belastung unterschreitet sowohl tags und nachts wie auch im Tageszeitraum in 
den typischen Außenwohnbereichen im Freien die maßgeblichen Immissions-
grenzwerte der 16. BImSchV. Die Berechnungen berücksichtigen dabei auch 
die zu erwartende Verkehrsbelastung aus dem nördlich des Gebietes zukünftig 
geplanten Wohngebiet. Lärmschutzmaßnahmen sind daher nicht erforderlich.  

Da keine wertvollen Kultur- oder Sachgüter im Plangebiet oder angrenzend 
bekannt sind, ergeben sich diesbezüglich keine erheblichen Beeinträchtigun-
gen. Sollten ur- und frühgeschichtliche Bodenfunde gemacht werden, sind die-
se unverzüglich der Denkmalbehörde zu melden.  

Erhebliche Wechselwirkungen zwischen den Schutzgütern (Mensch, Natur und 
Landschaft, Kultur- und Sachgüter) sind im Plangebiet und der Umgebung 
nicht zu erwarten. 

 

 Schalltechnische Untersuchung der Zech Ingenieurgesellschaft mbH Lin-
gen (Bericht Nr. LL13986.1/01) 

 RLS 90 „Richtlinien für den Lärmschutz an Straßen“, Ausgabe 1990 

 16. BImSchV „Verkehrslärmschutzverordnung“, geänderte Fassung vom 
18.12.2014 

 VLärmSchR 97 „Richtlinie für den Verkehrslärmschutz an Bundesfernstra-
ßen“, Ausgabe 1997 

 DIN 18005-1 „Schallschutz im Städtebau“ (Ausgabe Juli 2002)  

 Bleiblatt 1 zur DIN 18005 -1,Schalltechnische Orientierungswerte für die 
städtebauliche Planung – Berechnungsverfahren, Ausgabe Mai 1987 

 Sophie Meisel: Geographische Landesaufnahme M 1 : 200.000, Natur-
räumliche Gliederung Deutschlands; Die naturräumlichen Einheiten auf 
Blatt 70/71, Cloppenburg / Lingen, 1959)  

 Landschaftsrahmenplan (LRP) des Landkreises Emsland (2001) 

 Umweltkarten Niedersachsen des Niedersächsischen Ministeriums für 
Umwelt, Energie und Klimaschutz 

 Karten des Naturraumpotenzials von Niedersachsen und Bremen; Boden-
kundliche Standortkarte, M. 1 : 200.000, Blatt Oldenburg, 1977) 



 NIBIS® KARTENSERVER, Landesamt für Bergbau, Energie und Geologie 

 Heutige potenzielle natürliche Vegetationslandschaften Niedersachsens auf 
Basis der Bodenkundlichen Übersichtskarte 1 : 50.000, Inform.d. Natur-
schutz Niedersachsen 2003) 

 Kartierschlüssel für Biotoptypen in Niedersachsen (Drachenfels, 2016) 

 Arbeitshilfe zur Ermittlung von Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen in der 
Bauleitplanung des Niedersächsischen Städtetages (2013) 

 

Im Rahmen der Bauleitplanung sind insgesamt die öffentlichen und privaten 
Belange gegeneinander und untereinander gemäß § 1 Abs. 7 BauGB gerecht 
abzuwägen. Im Rahmen des Abwägungsvorganges sind gemäß § 2 Abs. 3 
BauGB bei der Bauleitplanung die Belange, die für die Abwägung von Bedeu-
tung sind, zu ermitteln und zu bewerten. Diese sind im Rahmen der vorliegen-
den Begründung dargelegt. 

Wie die Umweltprüfung (Kap. 4 Umweltbericht) gezeigt hat, ergeben sich 
durch die Planung keine erheblichen Beeinträchtigungen von Schutzgütern, 
die nicht ausgeglichen werden können.  

Durch die Schaffung einer neuen Gemeindestraße im Plangebiet ergeben sich 
keine erheblichen Auswirkungen (z.B. Lärm) auf das Schutzgut Mensch, die 
Maßnahmen erforderlich machen. 

Etwaige visuelle Beeinträchtigungen werden durch den Erhalt vorhandener 
Bäume und die Neuanpflanzung von Straßenbäumen weitgehend kompensiert 
bzw. vermieden. 

Die durch die mögliche Versiegelung hervorgerufenen Beeinträchtigungen von 
Natur und Landschaft sind nach einem anerkannten Bewertungsmodell bewer-
tet worden und werden, soweit möglich, im Plangebiet ausgeglichen. Der übri-
ge entstehende Kompensationsbedarf kann auf einer externen Kompensati-
onsfläche ausgeglichen werden. 

Im Plangebiet fällt nach dem angewandten Kompensationsmodell ein Eingriffs-
flächenwert von 14.060 WE an, diesem steht ein Kompensationswert von 
5.260 WE durch die vorgesehenen Maßnahmen gegenüber. Das entstehende 
Kompensationsdefizit von 8.800 WE kann auf der zur Verfügung stehenden 
Kompensationsfläche durch Aufwertungsmaßnahmen ausgeglichen werden.  

Die durch den geplanten Straßenneu- bzw. -ausbau hervorgerufenen Beein-
trächtigungen von Natur und Landschaft sind nach einem anerkannten Bewer-
tungsmodell bewertet worden und werden, soweit möglich, innerhalb des Gel-
tungsbereiches ausgeglichen. Da die Flächen im Plangebiet im Eigentum des 
Baulastträgers stehen, ist die Umsetzung der geplanten Ersatzanpflanzungen 
innerhalb der festgesetzten Straßenverkehrsfläche gesichert. Durch die vorge-
sehenen Ersatzanpflanzungen kann auch den Erfordernissen des Klimaschut-
zes (z.B. Bindung von CO2) Rechnung getragen werden.  



Auswirkungen auf das Oberflächen- und Grundwasser werden durch die Ein-
leitung und Rückhaltung des zusätzlich anfallenden Oberflächenwassers in 
eine Rückhalteanlage außerhalb des Plangebietes und der damit schadlosen 
Abführung vermieden. 

Wesentliche andere Belange als die in der Begründung, insbesondere im Um-
weltbericht dargelegten, sind nicht zu berücksichtigen. Nach Abwägung aller 
vorgenannten Belange kann die vorliegende Planung daher durchgeführt wer-
den. 

 

Die Gemeinde Esterwegen hat gemäß § 3 (1) BauGB frühzeitig die allgemei-
nen Ziele und voraussichtlichen Auswirkungen der Planung öffentlich darge-
legt und Gelegenheit zur Äußerung und Erörterung gegeben.  

 

 

Die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange, wurden gemäß § 4 
BauGB an der Planung beteiligt und zur Äußerung auch im Hinblick auf den 
erforderlichen Umfang und Detaillierungsgrad der Umweltprüfung nach § 2 
Abs. 4 BauGB aufgefordert. 

 

Der Entwurf des Bebauungsplanes hat gemäß § 3 (2) BauGB zusammen mit 
der dazugehörigen Begründung einschließlich Umweltbericht in der Zeit vom 
09.07.2018 bis einschließlich 09.08.2018 öffentlich im Rathaus der Gemeinde 
Esterwegen ausgelegen. Ort und Dauer der Auslegung wurden eine Woche 
vorher mit dem Hinweis bekannt gemacht, dass Anregungen während dieser 
Auslegungsfrist vorgebracht werden können.  

 

Die vorliegende Fassung war Grundlage des Satzungsbeschlusses vom 
17.09.2018. 

Esterwegen, den ……………. 

 

..........................                                          ............................... 

Bürgermeister                                              Gemeindedirektor 
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Bebauungsplangebiete Nr. 61 und 62 in der Gemeinde Esterwegen Anhang 1
Gutachterliche Stellungnahme zur Erschließung Blatt 1

Spitzenstunde

Richtung Kfz Lkw/Bus Anteil

Nordwesten 2.421 177 7,3 % 185 7,6 % 221 9,1 % 

Südosten 2.343 172 7,3 % 169 7,2 % 224 9,6 % 

Querschnitt 4.764 349 7,3 % 354 7,4 % 445 9,3 % 

N
or

dw
es

te
n

S
üd

os
te

n

Grundlage: Verkehrszählung vom 06.04.2017

   10%-Wert vom Tagesverkehr

12.04.2017  Ganglinie Hauptstr.xls

Am Friedenstal 1-3, 30627 Hannover

             Ingenieurgemeinschaft Dr.-Ing. Schubert, Hannover Tel: 0511 / 57 10 79, Fax: 0511 / 56 34 43
www.ig-schubert.de, info@ig-schubert.de

07:00 - 08:00 Uhr 17:00 - 18:00 Uhr

morgens nachmittags
Hauptstraße Tagesbelastung



Bebauungsplangebiete Nr. 61 und 62 in der Gemeinde Esterwegen Anhang 1
Gutachterliche Stellungnahme zur Erschließung Blatt 2

Spitzenstunde

Richtung Kfz Lkw/Bus Anteil

Nordosten 1.467 57 3,9 % 109 7,4 % 134 9,1 % 

Südwesten 1.504 59 3,9 % 90 6,0 % 138 9,2 % 

Querschnitt 2.971 116 3,9 % 199 6,7 % 272 9,2 % 

N
or

do
st

en
S

üd
w

es
te

n

Grundlage: Verkehrszählung vom 06.04.2017

   10%-Wert vom Tagesverkehr

12.04.2017  Ganglinie Mühlenberg.xls

Am Friedenstal 1-3, 30627 Hannover

             Ingenieurgemeinschaft Dr.-Ing. Schubert, Hannover Tel: 0511 / 57 10 79, Fax: 0511 / 56 34 43
www.ig-schubert.de, info@ig-schubert.de

08:00 - 9:00 Uhr 17:30 - 18:30 Uhr

morgens nachmittags
Mühlenberg Tagesbelastung



Bebauungsplangebiete Nr. 61 und 62 in der Gemeinde Esterwegen Anhang 1
Gutachterliche Stellungnahme zur Erschließung Blatt 3

Spitzenstunde

Richtung Kfz Lkw/Bus Anteil

Norden 3.073 230 7,5 % 207 6,7 % 315 10,3 % 

Süden 3.053 232 7,6 % 208 6,8 % 237 7,8 % 

Querschnitt 6.126 462 7,5 % 415 6,8 % 552 9,0 % 

N
or

de
n

S
üd

en

Grundlage: Verkehrszählung vom 18.05.2017

   10%-Wert vom Tagesverkehr

16.04.2017  Ganglinie Heidbrücker Str.xls

Am Friedenstal 1-3, 30627 Hannover

             Ingenieurgemeinschaft Dr.-Ing. Schubert, Hannover Tel: 0511 / 57 10 79, Fax: 0511 / 56 34 43
www.ig-schubert.de, info@ig-schubert.de

07:30 - 08:30 Uhr 16:30 - 17:30 Uhr

morgens nachmittags
Heidbrücker Straße Tagesbelastung



Bebauungsplangebiete Nr. 61 und 62 in der Gemeinde Esterwegen Anlage 2
Gutachterliche Stellungnahme zur Erschließung Blatt 1

Grundlage: Verkehrszählung von Donnerstag, 18.05.2017

Belastungsangaben in: Kfz / 24 Std.

Bemerkungen: Zählzeit von 14:00 - 18:00 Uhr

Zählstelle 1
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 Knotenpunktgesamtbelastung:

Z01 Hauptstr. - Lambertstr. - Heidbrücker Str. - An den Zuschlägen.xls

Am Friedenstal 1-3, 30627 Hannover

      Ingenieurgemeinschaft Dr.-Ing. Schubert, Hannover Tel: 0511 / 57 10 79, Fax: 0511 / 56 34 43

www.ig-schubert.de, info@ig-schubert.de
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Bebauungsplangebiete Nr. 61 und 62 in der Gemeinde Esterwegen Anlage 2
Gutachterliche Stellungnahme zur Erschließung Blatt 2

Grundlage: Verkehrszählung von Donnerstag, 18.05.2017

Belastungsangaben in: Kfz / Std.

Bemerkungen: Spitzenstunde am Nachmittag von 17:00 bis 18:00 Uhr

Zählstelle 1
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 Knotenpunktgesamtbelastung:

Z01 Hauptstr. - Lambertstr. - Heidbrücker Str. - An den Zuschlägen.xls

Am Friedenstal 1-3, 30627 Hannover

      Ingenieurgemeinschaft Dr.-Ing. Schubert, Hannover Tel: 0511 / 57 10 79, Fax: 0511 / 56 34 43

www.ig-schubert.de, info@ig-schubert.de
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Bebauungsplangebiete Nr. 61 und 62 in der Gemeinde Esterwegen Anlage 3

Gutachterliche Stellungnahme zur Erschließung  Blatt 1

Grundlage: Verkehrszählungen vom 06.04.2017 

Belastungsangaben in: Kfz / Tag

Bemerkungen: mit Verkehrsaufkommen B-Plangebiete Nr. 61 und 62
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 Knotenpunktgesamtbelastung:

20.06.2017 Bela_L 30_B-Plan 61.xls

Am Friedenstal 1-3, 30627 Hannover

      Ingenieurgemeinschaft Dr.-Ing. Schubert, Hannover Tel: 0511 / 57 10 79, Fax: 0511 / 56 34 43

www.ig-schubert.de, info@ig-schubert.de
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Bebauungsplangebiete Nr. 61 und 62 in der Gemeinde Esterwegen Anlage 3

Gutachterliche Stellungnahme zur Erschließung  Blatt 2

Grundlage: Verkehrszählungen vom 06.04.2017 

Belastungsangaben in: Kfz / Stunde

Bemerkungen: mit Verkehrsaufkommen B-Plangebiete Nr. 61 und 62

275   260   260   280   

15   20   

550   Hauptstraße L 30 560   

260   260   

275   15   20   280   

15
  

 

20
  

 

15
  

 

20
  

 

35 35

B-Plangebiet Nr. 61

70

 Knotenpunktgesamtbelastung:

20.06.2017 Bela_L 30_B-Plan 61.xls

Am Friedenstal 1-3, 30627 Hannover

      Ingenieurgemeinschaft Dr.-Ing. Schubert, Hannover Tel: 0511 / 57 10 79, Fax: 0511 / 56 34 43

www.ig-schubert.de, info@ig-schubert.de
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Bebauungsplangebiete Nr. 61 und 62 in der Gemeinde Esterwegen       Anlage 4

Gutachterliche Stellungnahme zur Erschließung       Blatt 1

Grundlage: Verkehrszählungen vom 06.04.2017 

Belastungsangaben in: Kfz / Tag

Bemerkungen: mit Verkehrsaufkommen B-Plangebiete Nr. 61 und 62
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Knotenpunktgesamtbelastung: 3.620  

20.06.2017 Bela_K 116_Planstraße.xls

Am Friedenstal 1-3, 30627 Hannover

Ingenieurgemeinschaft Dr.-Ing. Schubert, Hannover Tel: 0511 / 57 10 79, Fax: 0511 / 56 34 43

www.ig-schubert.de, info@ig-schubert.de



Bebauungsplangebiete Nr. 61 und 62 in der Gemeinde Esterwegen      Anlage 4

Gutachterliche Stellungnahme zur Erschließung      Blatt 2

Grundlage: Verkehrszählungen vom 18.05.2017 

Belastungsangaben in: Kfz / Tag

Bemerkungen: mit Verkehrsaufkommen B-Plangebiete Nr. 61 und 62
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 Knotenpunktgesamtbelastung:  

15.06.2017 Bela_L 30_Planstraße.xls

Am Friedenstal 1-3, 30627 Hannover

             Ingenieurgemeinschaft Dr.-Ing. Schubert, Hannover Tel: 0511 / 57 10 79, Fax: 0511 / 56 34 43

www.ig-schubert.de, info@ig-schubert.de
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Bebauungsplangebiete Nr. 61 und 62 in der Gemeinde Esterwegen       Anlage 4

Gutachterliche Stellungnahme zur Erschließung       Blatt 3

Grundlage: Verkehrszählungen vom 06.04.2017 

Belastungsangaben in: Kfz / Stunde

Bemerkungen: mit Verkehrsaufkommen B-Plangebiete Nr. 61 und 62
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Knotenpunktgesamtbelastung: 370  

20.06.2017 Bela_K 116_Planstraße.xls

Am Friedenstal 1-3, 30627 Hannover

Ingenieurgemeinschaft Dr.-Ing. Schubert, Hannover Tel: 0511 / 57 10 79, Fax: 0511 / 56 34 43

www.ig-schubert.de, info@ig-schubert.de



Bebauungsplangebiete Nr. 61 und 62 in der Gemeinde Esterwegen      Anlage 4

Gutachterliche Stellungnahme zur Erschließung      Blatt 4

Grundlage: Verkehrszählungen vom 18.05.2017 

Belastungsangaben in: Kfz / Stunde

Bemerkungen: mit Verkehrsaufkommen B-Plangebiete Nr. 61 und 62
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15.06.2017 Bela_L 30_Planstraße.xls

Am Friedenstal 1-3, 30627 Hannover

             Ingenieurgemeinschaft Dr.-Ing. Schubert, Hannover Tel: 0511 / 57 10 79, Fax: 0511 / 56 34 43

www.ig-schubert.de, info@ig-schubert.de
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Bebauungsplangebiete Nr. 61 und 62 in der Gemeinde Esterwegen 5

Gutachterliche Stellungnahme zur Erschließung

20.06.2017 KNOBEL Version 7.1.3

Am Friedenstal 1-3, 30627 Hannover

  Ingenieurgemeinschaft Dr.-Ing. Schubert, Hannover Tel: 0511 / 57 10 79, Fax: 0511 / 56 34 43

www.ig-schubert.de, info@ig-schubert.de
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Bebauungsplangebiete Nr. 61 und 62 in der Gemeinde Esterwegen 6

Gutachterliche Stellungnahme zur Erschließung 1

20.06.2017 KNOBEL Version 7.1.3

Am Friedenstal 1-3, 30627 Hannover

  Ingenieurgemeinschaft Dr.-Ing. Schubert, Hannover Tel: 0511 / 57 10 79, Fax: 0511 / 56 34 43

www.ig-schubert.de, info@ig-schubert.de
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Bebauungsplangebiete Nr. 61 und 62 in der Gemeinde Esterwegen 6

Gutachterliche Stellungnahme zur Erschließung 2

20.06.2017 KNOBEL Version 7.1.3

Am Friedenstal 1-3, 30627 Hannover

  Ingenieurgemeinschaft Dr.-Ing. Schubert, Hannover Tel: 0511 / 57 10 79, Fax: 0511 / 56 34 43

www.ig-schubert.de, info@ig-schubert.de
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SCHALLTECHNISCHER BERICHT NR. LL13986.1/01 
 

zur Verkehrslärmsituation im Rahmen der Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 64  

"Verbindungsstraße Mühlenberg (K 116) und Heidbrücker Straße (L 30)"  

in der Gemeinde Esterwegen 

 
 
 

 

Auftraggeber: 
 
Gemeinde Esterwegen 
Poststraße 13 
26897 Esterwegen 
 
 
Bearbeiter: 
 
Dipl.-Ing. Nicole Möllers 
 
 
Datum: 
 
31.05.2018 
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Zusammenfassung 

Die Gemeinde Esterwegen plant die Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 64 "Verbindungsstraße 

Mühlenberg (K 116) und Heidbrücker Straße (L 30)" in Esterwegen. Gegenstand der vorliegenden 

Untersuchung ist die Ermittlung und Beurteilung der durch Verkehrslärmeinwirkungen hervorgeru-

fenen Beurteilungspegel im Bereich der nächstgelegenen schutzbedürftigen Nutzungen. 

 

Die Ermittlung und Beurteilung der Geräuschimmissionen in der Nachbarschaft des Bebauungspl-

angebietes Nr. 64 erfolgt über eine Ausbreitungsberechnung unter Berücksichtigung der zu erwar-

tenden Verkehrsbelastungen auf der Planstraße. 

 

Entsprechend den Erläuterungen der Gemeinde Esterwegen in der Begründung zum Bebauungs-

plan ist sowohl der Neubau der Verbindungsstraße zwischen der K 116 und der L 30 als auch die 

Erweiterung der L 30 um einen Linksabbiegestreifen vorgesehen. Bei der Verbindungsstraße han-

delt es sich um den Neubau von Verkehrswegen im Sinne der 16. BImSchV. Demnach sind hier-

durch die Immissionsgrenzwerte der jeweiligen Gebietseinstufung einzuhalten. Die vorliegende 

schalltechnische Untersuchung hat ergeben, dass durch den Straßenneubau an den nächstgele-

genen Immissionspunkten mit schutzbedürftigen Nutzungen tags und/oder nachts die Immissions-

grenzwerte der 16. BImSchV in der Planung eingehalten werden. Es sind somit keine Lärmschutz-

maßnahmen erforderlich. 

Bei der Erweiterung der L 30 um einen Abbiegestreifen handelt es sich um den baulichen Eingriff 

in bestehende Verkehrswege. Im Sinne der 16. BImSchV ist hierbei zu prüfen, ob dieser bauliche 

Eingriff erheblich ist und zu einer wesentlichen Änderung der Verkehrslärmsituation führt. Gemäß 

Erläuterungen der VLärmSchR-97 stellt die Ergänzung eines Abbiegestreifens im vorliegenden Fall 

keinen erheblichen baulichen Eingriff dar und ist somit schalltechnisch nicht zu prüfen.  
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1 Situation und Aufgabenstellung 

Die Gemeinde Esterwegen plant die Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 64 "Verbindungsstraße 

Mühlenberg (K 116) und Heidbrücker Straße (L 30)" in Esterwegen zwecks Ausweisung von Ver-

kehrsflächen [7]. Im Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 64 sind keine schutzbedürftigen 

Nutzungen vorhanden.  

Gegenstand der vorliegenden Untersuchung ist die Ermittlung und Beurteilung der durch Verkehrs-

lärmeinwirkungen hervorgerufenen Beurteilungspegel im Bereich der nächstgelegenen schutzbe-

dürftigen Nutzungen. 

Zur Beurteilung der Geräuschsituation an den betrachteten Immissionspunkten sind die ermittelten 

anteiligen Beurteilungspegel durch den Neubau der Verbindungsstraße den Immissionsgrenzwer-

ten der 16. BImSchV [1] gegenüberzustellen. Bei Überschreitung einzuhaltender Grenzwerte sind 

vorrangig aktive Lärmschutzmaßnahmen zu dimensionieren. 

Die geplante Aufweitung der L 30 zur Einrichtung einer Linksabbiegespur ist zwar ein baulicher 

Eingriff im Sinne der 16. BImSchV [1], dieser bauliche Eingriff ist jedoch nicht erheblich im Sinne 

der VLärmSchR 97 [2]. Es wird hierdurch keine wesentliche Änderung der Verkehrslärmsituation 

hervorgerufen. Eine rechnerische Betrachtung ist folglich nicht erforderlich. 

Die Lage des Bebauungsplangebietes ist dem Bebauungsplanentwurf der Anlage 1 und dem Digi-

talisierungsplan der Anlage 2 zu entnehmen. 

Die Ergebnisse der schalltechnischen Untersuchung sind in Form eines gutachtlichen Berichtes 

darzustellen. 
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2 Beurteilungsgrundlagen 

In der städtebaulichen Planung sind zur Beurteilung von Verkehrslärmeinwirkungen in Bebau-

ungsplangebieten die schalltechnischen Orientierungswerte des Beiblatt 1 zu DIN 18005-1 [4] an-

zustreben. Im vorliegenden Fall befindet sich jedoch nur die Verkehrsfläche innerhalb des Gel-

tungsbereiches. Die schutzbedürftigen Nutzungen liegen außerhalb des Geltungsbereiches des 

Bebauungsplanes Nr. 64 [7]. Maßgeblich für die bestehende Bebauung ist somit die Geräuschein-

wirkung durch den Neubau der Verkehrsflächen innerhalb des Geltungsbereiches.  

Die Grundlage zur Ermittlung und zur Beurteilung von Geräuschimmissionen aus Verkehrswegen 

bei Neubauvorhaben sowie dem baulichen Eingriff in bestehende Verkehrswege bildet die Ver-

kehrslärmschutzverordnung 16. BImSchV [1].  

Im vorliegenden Fall handelt es sich einerseits um den Neubau der Verbindungsstraße zwischen 

der K 116 Mühlenberg und der L 30 Heidbrücker Straße.  

Andererseits ist im Einmündungsbereich der Verbindungsstraße in die L 30 Heidbrücker Straße in 

Fahrtrichtung Nord der baulichen Eingriff in vorhandene Verkehrswege durch Einrichtung einer 

Linksabbiegespur vorgesehen. Gemäß den Erläuterungen der Verkehrslärmschutzrichtlinie 

VLärmSchR 97 [2] ist die Einrichtung eines Abbiegestreifens nicht als erheblicher baulicher Eingriff 

einzustufen. Von dem baulichen Eingriff geht keine wesentliche Änderung aus. Auf eine schall-

technische Berechnung und Beurteilung kann folglich verzichtet werden.  

In der schalltechnischen Untersuchung ist somit nur die Geräuscheinwirkung - hervorgerufen durch 

die Neubaumaßnahme der Verbindungsstraße zwischen der K 116 und der L 30 - schalltechnisch 

zu beurteilen.  
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Es sind die nachfolgenden Immissionsgrenzwerte gemäß 16. BImSchV [1] für Allgemeine Wohn-

gebiete und Mischgebiete im Außenbereich [7] an den zu betrachtenden Immissionspunkten ein-

zuhalten: 

Tabelle 1 Immissionsorte, Gebietsnutzungen und Immissionsgrenzwerte 

Immissionspunkte Gebäude-

referenz-

punkt  

(lfd.-Nr.  

s. Anlage 5)

Gebiets-

nutzung 

Immissionsgrenzwerte       

gemäß 16. BImSchV [1]  

in dB(A) 

   tags nachts 

Heidbrücker Straße 4 1 - 9 MI 64 54 

Heidbrücker Straße 6 10 - 17 MI 64 54 

Mühlenberg 13a 18 - 22 WA 59 49 

Mühlenberg 17 23 - 28 WA 59 49 

Mühlenberg 22 29 - 32 WA 59 49 

Mühlenberg 22A 33 - 36 WA 59 49 

Die Lage der betrachteten Immissionspunkte ist der Anlage 2 zu entnehmen. Die Zuordnung des 

jeweiligen Gebäudereferenzpunktes ist der Tabelle in Anlage 5 (Spalte 1: lfd.-Nr.) zu entnehmen. 

Der Beurteilungszeitraum umfasst tags den Zeitraum von 06:00 Uhr bis 22:00 Uhr und nachts von 

22:00 Uhr bis 06:00 Uhr. Für typische Außenwohnbereiche im Freien (z.B. Terrassen, Balkone) ist 

nur der Tageszeitraum maßgeblich. 
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3 Ausgangsdaten  

Die Ausgangsdaten zur Verkehrslärmuntersuchung werden den Prognoseberechnungen der  

Ingenieurgemeinschaft Dr.-Ing. Schubert in Hannover zur Verkehrsuntersuchung der Bebauungs-

plangebiete Nr. 61 und 62 mit Stand vom September 2017 [7] entnommen. Hierbei wurden Ver-

kehrsdaten für schalltechnische Untersuchungen für die Planstraße sowie die angrenzenden Stra-

ßen K 116 und L 30 für den Prognosehorizont 2030 angegeben.  

Nördlich der Verbindungsstraße soll langfristig ein Siedlungsgebiet entwickelt werden. Die hier-

durch zu erwartenden zusätzlichen Verkehrsbelastungen sind in den Belastungsdaten der Verbin-

dungsstraße bereits enthalten. Die Beurteilung der Verkehrslärmeinwirkungen auf dieses geplante 

Siedlungsgebiet ist gemäß Vorgabe [8] nicht Gegenstand der vorliegenden Untersuchung. 

Das zu erwartende Verkehrsaufkommen auf der geplanten Verbindungsstraße im Geltungsbereich 

des Bebauungsplanes Nr. 64 ist in der nachfolgenden Tabelle aufgeführt. 

Tabelle 2 Verkehrsbelastungen 2030 - Verbindungsstraße 

Abschnitt Mt  

in Kfz/h 

Mn  

in Kfz/h 

pt (>2,8t)  

in % 

pn (>2,8t)  

in % 

Verbindungsstraße 42 8 2 2 

Die Verkehrsbelastungsdaten sind in der Anlage 3 enthalten.  

Bei den Emissionsberechnungen wurden die geplanten zulässigen Höchstgeschwindigkeiten für 

PKW und LKW gemäß Vorgabe [8] mit 50 km/h berücksichtigt. Als Fahrbahnbelag wird für die 

Verbindungsstraße entsprechend der Planunterlagen [7] eine Asphaltdeckschicht AC11 DN be-

rücksichtigt. Hierfür sind erst ab einer zulässigen Höchstgeschwindigkeit > 60 km/h lärmmindernde 

Eigenschaften zu berücksichtigen.  
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4 Berechnungsverfahren 

Die Berechnung der durch den KFZ-Verkehr verursachten Immissionspegel erfolgt nach dem Teil-

stückverfahren der RLS-90 [5]. Danach wird der auf einen Fahrstreifen fließende Verkehr als eine 

Linienschallquelle in 0,5 m Höhe über der Mitte des Fahrstreifens betrachtet. 

Der Mittelungspegel eines Teilstückes der Linienschallquelle errechnet sich nach der Gleichung: 

  Lm,i = Lm,E + DI + DS + DBM + DB 

mit  

Lm,i  Mittelungspegel von einem Teilstück in dB(A) 

Lm,E  Emissionspegel für das Teilstück in dB(A) 

Der Emissionspegel Lm,E  ist der Mittelungspegel in 25 m Abstand von der Straßen-

achse bei freier Schallausbreitung unter Berücksichtigung von Korrekturfaktoren für 

unterschiedliche Höchstgeschwindigkeiten, Straßenoberflächen, Steigungen und 

Gefälle, einfache Reflexionen, maßgebliche stündliche Verkehrsstärke und prozen-

tualen LKW-Anteil. 

DI  Korrektur zur Berücksichtigung der Teilstücklänge: 

            DI = 10  lg (l) in dB 

DS  Pegeländerung zur Berücksichtigung des Abstandes und der 

  Luftabsorption in dB 

DBM  Pegeländerung zur Berücksichtigung der Boden- und  

  Meteorologiedämpfung in dB 

DB  Pegeländerung durch topografische und bauliche 

  Gegebenheiten in dB 
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Die Pegel der Teilstücke sind energetisch zum Mittelungspegel zusammenzufassen: 

  

im
L

i

m
L

,1,0
10lg10

 

mit 

Lm   Mittelungspegel von einer Straße in dB(A) 

Lm,i  Mittelungspegel von einem Teilstück in dB(A) 

 

Der Beurteilungspegel von einer Straße ist dann: 

  Lr = Lm + K 

mit 

Lr  Beurteilungspegel von einer Straße in dB(A) 

Lm  Mittelungspegel von einer Straße in dB(A) 

K  Zuschlag für erhöhte Störwirkungen von lichtzeichengeregelten Kreuzungen und 

Einmündungen in dB 

Die Berechnung der Verkehrslärmsituation erfolgt mit Hilfe der Immissionsprognose Software 

SoundPLAN [6].  
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5 Berechnungsergebnisse 

Die Berechnungsergebnisse zeigen, dass - ausgehend von den zu erwartenden Verkehrsbelas-

tungen auf der Planstraße im Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 64 an den nächstgelege-

nen Fassaden und typischen Außenwohnbereichen der bestehenden Wohnnachbarschaft - keine 

Überschreitungen der Immissionsgrenzwerte der 16. BImSchV [1] hervorgerufen werden. Als 

nächstgelegene Immissionspunkte wurden die bestehenden Wohnnutzungen sowohl im nordwest-

lichen Einmündungsbereich der Straße Mühlenerg K 116 als auch im südöstlichen Einmündungs-

bereich der Heidbrücker Straße L 30 betrachtet. 

In den Gebäudelärmkarten der Anlage 4 ist dargestellt, dass an allen Fassaden der betrachteten 

Gebäude tags und nachts wie auch im Tageszeitraum in den typischen Außenwohnbereichen im 

Freien die Immissionsgrenzwerte der 16. BImSchV [1] deutlich unterschritten werden. 

Wie im Übersichtslageplan der Anlage 2 dargestellt, befinden sich weitere Immissionspunkte im 

Einwirkungsbereich der Verbindungsstraße. Diese liegen jedoch in deutlich größerem Abstand zu 

den berücksichtigten Immissionspunkten und sind daher nicht beurteilungsrelevant.  

Die detaillierten Berechnungsergebnisse für jeden Immissionspunkt sind in der Anlage 5 aufge-

führt. 

Auf Grund der Ergebnisse resultiert im Sinne der 16. BImSchV [1] kein Anspruch auf Lärmschutz-

maßnahmen an den hier betrachteten Wohnhäusern.  
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6 Berechnungs- und Beurteilungsgrundlagen, Literatur 

Für die Ermittlung und Beurteilung der Geräuschsituation werden folgende Normen, Richtlinien, 

Verordnungen und Unterlagen herangezogen: 

 Literatur Beschreibung Datum 

[1] 16. BImSchV Sechzehnte Verordnung zur Durch-

führung des Bundes-

Immissionsschutzgesetzes 

(Verkehrslärmschutzverordnung - 

16. BImSchV) 

- geändert durch Art. 1 V vom 

18.12.2014 I 2269 (Schienenlärm) - 

12. Juni 1990 

- geänderte Fas-

sung vom 

18.12.2014 - 

[2] VLärmSchR 97 Richtlinien für den Verkehrslärm-

schutz an Bundesfernstraßen in 

der Baulast des Bundes 

Ausgabe 1997 

[3] DIN 18005-1 Schallschutz im Städtebau 

Teil 1: Grundlagen und Hinweise 

für die Planung 

Juli 2002 

[4] Beiblatt 1 zu DIN 18005-1 Schallschutz im Städtebau 

Berechnungsverfahren 

Schalltechnische Orientierungswer-

te für die städtebauliche Planung 

Mai 1987 

[5] RLS-90, Ausgabe 1990 Richtlinien für den Lärmschutz an 

Straßen 

(Der Bundesminister für Verkehr) 

April 1990 

[6] SoundPLAN GmbH,  

71522 Backnang 

Immissionsprognosesoftware 

SoundPLAN, Version 7.4 
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 Zusätzliche Beurteilungs-

grundlagen 

Beschreibung Datum 

[7] Gemeinde Esterwegen Bebauungsplanentwurf, Ver-

kehrsbelastungsdaten, Lageplä-

ne, Straßenplanung, Fahrbahnbe-

lag, Höhenverläufe, zulässige 

Höchstgeschwindigkeit auf der 

Verbindungsstraße 

E-Mails vom 

17.04.2018 und 

25.04.2018 

[8] Gemeinde Esterwegen Klärung der Rahmenbedingungen 

für die schalltechnische Untersu-

chung 

Telefonat vom 

19.04.2018 

[9] Ortstermin  02.05.2018 
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7 Anlagen 

01 Bebauungsplanentwurf 

02 Digitalisierungsplan 

03 Emissionsdatenblatt 

04 Gebäudelärmkarten tags/nachts / Außenbereiche 
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Anlage 1:  Bebauungsplanentwurf 
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Anlage 2:  Digitalisierungsplan 
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Anlage 3:  Emissionsdatenblatt 

  



Verkehrslärm im BPlan 64
2018-05-15 Planung, ohne LSM

Legende
 
Straße Straßenname
Abschnitt Abschnitt
DTV Kfz/24h Durchschnittlicher Täglicher Verkehr
M Tag Kfz/h Mittlerer stündlicher Verkehr in Zeitbereich
M Nacht Kfz/h Mittlerer stündlicher Verkehr in Zeitbereich
p Tag % Prozentualer Anteil Schwerverkehr im Zeitbereich
p Nacht % Prozentualer Anteil Schwerverkehr im Zeitbereich
Lm25 Tag dB(A) Basis-Emissionspegel in 25 m Abstand in Zeitbereich
Lm25 Nacht dB(A) Basis-Emissionspegel in 25 m Abstand in Zeitbereich
vPkw Tag km/h Geschwindigkeit Pkw in Zeitbereich
vPkw Nacht km/h Geschwindigkeit Pkw in Zeitbereich
vLkw Tag km/h Geschwindigkeit Lkw in Zeitbereich
vLkw Nacht km/h Geschwindigkeit Lkw in Zeitbereich
Dv Tag dB Geschwindigkeitskorrektur in Zeitbereich
Dv Nacht dB Geschwindigkeitskorrektur in Zeitbereich
DStrO Tag dB Korrektur Straßenoberfläche in Zeitbereich
DStrO Nacht dB Korrektur Straßenoberfläche in Zeitbereich
Steigung % Längsneigung in Prozent (positive Werte Steigung, negative Werte Gefälle)
D Stg dB(A) Zuschlag für Steigung
D Refl dB(A) Zuschlag für Mehrfachreflexionen
LmE Tag dB(A) Emissionspegel in Zeitbereich
LmE Nacht dB(A) Emissionspegel in Zeitbereich

2 - 28.05.2018
LL13986.1 / NM

ZECH Ingenieurgesellschaft mbH  Hessenweg 38  49809 Lingen (05 91) 80016-0 Anlage 3
Seite 1 von 2

SoundPLAN 7.4

 



Verkehrslärm im BPlan 64
2018-05-15 Planung, ohne LSM

Straße Abschnitt DTV

Kfz/24h

M
Tag

Kfz/h

M
Nacht
Kfz/h

p
Tag
%

p
Nacht

%

Lm25
Tag

dB(A)

Lm25
Nacht
dB(A)

vPkw
Tag
km/h

vPkw
Nacht
km/h

vLkw
Tag
km/h

vLkw
Nacht
km/h

Dv
Tag
dB

Dv
Nacht

dB

DStrO
Tag
dB

DStrO
Nacht

dB

Steigung

%

D Stg

dB(A)

D Refl

dB(A)

LmE
Tag

dB(A)

LmE
Nacht
dB(A)

Verbindungsstraße 736 42,00 8,00 2,00 2,00 54,2 47,0 50 50 50 50 -5,66 -5,66 0,00 0,00 -0,9 0,0 0,0 48,5 41,3 

2 - 28.05.2018
LL13986.1 / NM

ZECH Ingenieurgesellschaft mbH  Hessenweg 38  49809 Lingen (05 91) 80016-0 Anlage 3
Seite 2 von 2

SoundPLAN 7.4
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Anlage 4:  Gebäudelärmkarten tags/nachts / Außenbereiche 
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Gebäudelärmkarte tags
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"Verbindungsstraße Mühlenberg (K116) und
Heidbrücker Straße (L30)" in der Gemeinde Esterwegen
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65 < <= 70
70 < <= 75
75 < <= 80
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Immissionsgrenzwerte nach 16. BImSchV:

Allgemeine Wohngebiete WA 59/49 dB(A) tags/nachts
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Schalltechnische Untersuchung der Verkehrslärmsituation
im Rahmen der Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 64
"Verbindungsstraße Mühlenberg (K116) und
Heidbrücker Straße (L30)" in der Gemeinde Esterwegen

Gebäudelärmkarte nachts
Bereich L 30 Heidbrücker Straße (MI)
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Allgemeine Wohngebiete WA 59/49 dB(A) tags/nachts
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Schalltechnische Untersuchung der Verkehrslärmsituation
im Rahmen der Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 64
"Verbindungsstraße Mühlenberg (K116) und
Heidbrücker Straße (L30)" in der Gemeinde Esterwegen

Gebäudelärmkarte tags - Außenwohnbereiche
Bereich L 30 Heidbrücker Straße (MI)

LL13986.1 / NM / 29.05.2018
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Immissionsgrenzwerte nach 16. BImSchV:

Allgemeine Wohngebiete WA 59/49 dB(A) tags/nachts
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Anlage 5: Ergebnistabelle 



Spalten- Spalte Beschreibung
nummer

1 Lfd. Laufende Punktnummer

2 Punktname Bezeichnung des Immissionsortes

3 Station Bau- oder Betriebskilometer

4 HFront Himmelsrichtung der Gebäudeseite

5 SW Stockwerk

6 Nutz Gebietsnutzung

7 SA Orthogonaler Abstand Immissionsort/Achse Verkehrsweg

8 H I-A Höhe des Immissionsortes über Achse Verkehrsweg

9-10 IGW Immissionsgrenzwert tags/nachts

11-12 Prognose oL Beurteilungspegel Prognose ohne Lärmschutz tags/nachts

13-14 Differenz Differenz Prognose - Immissionsgrenzwert, gerundet nach Vorgaben der RLS-90

Verkehrslärm im BPlan 64
2018-05 Ergebnisse ohne Lärmschutzmaßnahmen

2 - 29.05.2018
LL13986.1 / NM

ZECH Ingenieurgesellschaft mbH  Hessenweg 38  49809 Lingen (05 91) 80016-0 Anlage 5
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SoundPLAN 7.4



Lfd. Punktname Station HFront SW Nutz SA H I-A IGW Prognose oL Differenz
Nr. Tag Nacht Tag Nacht Tag Nacht

km m m in dB(A) in dB(A) in dB(A)
1 2 3 4 5 6 7 8 9 10 11 12 13 14

1 Heidbrücker Straße 4 - AWB 0-078 (2,0 m) MI 18,69 1,52 64 54 51 44 -13 -10
2 Heidbrücker Straße 4 0-064 SO EG MI 18,33 2,51 64 54 49 41 -15 -12
2 0-064 SO 1.OG MI 18,33 5,31 64 54 49 42 -14 -12
3 0-066 SW EG MI 14,65 2,52 64 54 52 45 -11 -9
3 0-066 SW 1.OG MI 14,65 5,32 64 54 52 45 -11 -9
4 0-069 SW EG MI 14,41 2,56 64 54 52 45 -11 -9
4 0-069 SW 1.OG MI 14,41 5,36 64 54 52 45 -11 -9
5 0-073 SW EG MI 14,13 2,59 64 54 52 45 -11 -9
5 0-073 SW 1.OG MI 14,13 5,39 64 54 52 45 -11 -8
6 0-078 SW EG MI 20,67 2,63 64 54 50 45 -14 -11
6 0-078 SW 1.OG MI 20,67 5,43 64 54 50 45 -13 -10
7 0-079 NW EG MI 22,65 2,64 64 54 47 45 -17 -14
7 0-079 NW 1.OG MI 22,65 5,44 64 54 47 45 -16 -14
8 0-050 SW EG MI 23,53 2,39 64 54 49 45 -15 -12
8 0-050 SW 1.OG MI 23,53 5,19 64 54 49 42 -14 -11
9 0-056 SW EG MI 25,19 2,44 64 54 48 41 -15 -13
9 0-056 SW 1.OG MI 25,19 5,24 64 54 49 42 -15 -12

10 Heidbrücker Straße 6 - AWB 0-023 (2,0 m) MI 38,43 0,82 64 54 35 27 -29 -26
12 Heidbrücker Straße 6 0-024 NO EG MI 16,22 1,85 64 54 50 43 -13 -10
12 0-024 NO 1.OG MI 16,22 4,65 64 54 50 43 -13 -10
13 0-022 SO EG MI 18,55 1,83 64 54 48 41 -16 -13
13 0-022 SO 1.OG MI 18,55 4,63 64 54 48 41 -16 -13
14 0-022 NO EG MI 20,89 1,82 64 54 48 41 -16 -13
14 0-022 NO 1.OG MI 20,89 4,62 64 54 48 41 -15 -13
15 0-033 NW EG MI 34,02 1,93 64 54 43 36 -20 -17
15 0-033 NW 1.OG MI 34,02 4,73 64 54 44 37 -19 -17
16 0-032 NO EG MI 32,26 1,92 64 54 46 38 -18 -15
16 0-032 NO 1.OG MI 32,26 4,72 64 54 47 40 -17 -14
17 0-032 NW EG MI 24,29 1,91 64 54 46 39 -18 -15
17 0-032 NW 1.OG MI 24,29 4,71 64 54 47 39 -17 -14
18 Mühlenberg 13A - AWB 0-584 (2,0 m) WA 50,55 2,36 59 49 44 37 -15 -12
19 Mühlenberg 13a 0-585 SO EG WA 50,40 3,31 59 49 42 35 -16 -13
19 0-585 SO 1.OG WA 50,40 6,11 59 49 43 35 -16 -13
20 0-591 SW EG WA 45,11 3,28 59 49 43 36 -15 -12
20 0-591 SW 1.OG WA 45,11 6,08 59 49 44 37 -14 -11
21 0-597 NW EG WA 50,61 3,26 59 49 36 29 -22 -19
21 0-597 NW 1.OG WA 50,61 6,06 59 49 37 30 -21 -18
22 0-593 NO EG WA 56,09 3,28 59 49 34 26 -25 -22
22 0-593 NO 1.OG WA 56,09 6,08 59 49 35 28 -23 -21
23 Mühlenberg 17 - AWB 1 0-588 (2,0 m) WA 24,30 2,19 59 49 47 40 -12 -9
24 Mühlenberg 17 - AWB 2 0-561 (2,0 m) WA 28,94 2,06 59 49 44 37 -15 -12
25 Mühlenberg 17 0-585 SO EG WA 38,89 3,11 59 49 31 24 -27 -24
25 0-585 SO 1.OG WA 38,89 5,91 59 49 32 25 -27 -24
26 0-590 SW EG WA 43,32 3,09 59 49 29 22 -30 -27
26 0-590 SW 1.OG WA 43,32 5,89 59 49 30 23 -29 -26
27 0-595 NW EG WA 36,38 3,07 59 49 39 32 -19 -17
27 0-595 NW 1.OG WA 36,38 5,87 59 49 41 34 -18 -15
28 0-590 NO EG WA 29,23 3,09 59 49 45 38 -14 -11
28 0-590 NO 1.OG WA 29,23 5,89 59 49 47 39 -12 -9
29 Mühlenberg 22 - AWB 0-614 (2,0 m) WA 32,89 2,90 59 49 43 36 -16 -13
30 Mühlenberg 22 0-614 SO EG WA 31,67 4,03 59 49 41 34 -17 -14
30 0-614 SO 1.OG WA 31,67 6,83 59 49 43 35 -16 -13
31 0-614 SO EG WA 29,07 4,03 59 49 42 35 -17 -14
31 0-614 SO 1.OG WA 29,07 6,83 59 49 43 36 -15 -13
32 0-614 SW EG WA 33,14 4,03 59 49 41 34 -18 -15
32 0-614 SW 1.OG WA 33,14 6,83 59 49 42 35 -17 -14
33 Mühlenberg 22A - AWB 0-614 (2,0 m) WA 27,22 2,64 59 49 38 31 -20 -17
34 Mühlenberg 22a 0-614 SO EG WA 20,02 3,69 59 49 45 37 -14 -11
34 0-614 SO 1.OG WA 20,02 6,49 59 49 45 38 -13 -10
35 0-614 NO EG WA 22,19 3,69 59 49 44 36 -15 -12
35 0-614 NO 1.OG WA 22,19 6,49 59 49 44 37 -14 -11
36 0-614 SW EG WA 26,65 3,69 59 49 22 15 -36 -33
36 0-614 SW 1.OG WA 26,65 6,49 59 49 24 17 -35 -32
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der Begründung 
zum 

  

  

 

Flurstück 4/5, Flur 51 Gemarkung Esterwegen 
Größe 14.367 qm / 14.367 WE 
 
zugeordnet:  

 BBP Nr. 24    3.426 qm / 3.426 WE 
 Lade- und Löschstelle     500 qm /    500 WE 
 

 
noch zur Verfügung stehen:           


